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Wir müssen unser Verhältnis zu den Tieren neu denken

Persönlichkeitsrechte für Tiere: Es ist Zeit für Veränderung! 		

Wir brauchen eine Kulinarik der Zukunft!					   

Stadttauben: Nötig ist eine Kombination verschiedener Maßnahmen!
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Wir bedanken uns bei dem Leipziger 
Künstler Hartmut Kiewert, dass er uns 
sein Bild „Picknick IV“ kostenlos als  
Titelbild zur Verfügung gestellt hat. 
Seine utopischen Gegenbilder zeigen 
ein herrschaftsfreies Mensch-Tier- 
Verhältnis und machen Mut in diesen 
dunklen Zeiten. 

Neben seinen Gemälden, die Sie als 
Poster bestellen können, legen wir 
Ihnen auch seinen neuen Katalog  
„Multispecies Futures“ mit Texten  
von Hilal Sezgin und Marco Hompes  
ans Herz.

Mehr dazu unter:

hartmutkiewert.de
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Editorial

Liebe Leserinnen  
und Leser,

die Krisenstimmung zum Ende dieses Jahres lässt sich nicht schönreden. Während 
sich die Klimakrise zuspitzt und Extremwetterereignisse und Kriege immer mehr 
menschliche und tierische Opfer fordern, steht Deutschland vor Neuwahlen und 
rechte Kräfte greifen nach der Macht. Teile von CDU/CSU und FDP wollen die 
notwendigen Transformationen ausbremsen und auf EU-Ebene ist die Zukunft des 
Green Deals ungewiss.

Was heißt das für die Tierrechtsbewegung? Für uns heißt dies: Jetzt erst recht!  
Wir glauben daran, dass der nötige Wandel kommen wird, schlicht, weil er kommen 
muss. Und wir gehen noch einen Schritt weiter: Um die Zukunft unserer Erde mit all 
ihren wunderbaren Lebewesen zu retten, müssen wir unser Verhältnis zu den Tieren 
neu denken. Wir müssen endlich weg von der skrupellosen Ausbeutung, hin zu 
einem fairen Miteinander.

Noch reden viele Politiker:innen ihren Wähler:innen nach dem Mund und lassen sie 
glauben, dass sie nichts an unserem Lebensstil ändern müssten. Doch die Wissen-
schaft weiß, wohin die Reise gehen muss: Um eine wachsende Weltbevölkerung 
in Zukunft, unter den erschwerten Bedingungen des Klimawandels, überhaupt 
ernähren zu können, brauchen wir eine Agrar- und Ernährungswende. Wir müssen 
den Konsum tierischer Produkte radikal reduzieren, ebenso wie die Methanemis
sionen und die Tierbestände. Klar ist auch, wie wir dies umsetzen: Wir brauchen eine 
Neuausrichtung der Agrarsubventionen und gezielte Lenkungsmaßnahmen, wie die 
Abschaffung der Mehrwertsteuer für pflanzliche Nahrungsmittel, eine Abgabe auf 
tierische Produkte und eine Förderung zum Ausstieg aus der Tierhaltung.

Dass Wirtschaft und Handel dabei nicht unbedingt die Gegenspieler sein müssen, 
zeigt das Ergebnis der ProVeg-Preisstudie 2024: Sie belegt, dass sich die Ernährung in 
Deutschland tatsächlich wandelt. Der Fleischkonsum sank 2023 zum 5. Mal in Folge 
und hat einen neuen Tiefstand erreicht. Gleichzeitig entscheiden sich immer mehr 
Menschen für pflanzliche Alternativen – und sie zahlen erstmals weniger dafür.  
Eine weitere im Sommer veröffentlichte Studie ergab, dass viele Supermarktketten 
die Proteinwende vorantreiben, indem sie ihr Warenangebot zunehmend nach der 
„Planetary Health Diet“ ausrichten.

Es wird nicht reichen, nur zu hoffen, dass die Vernunft gewinnt. Wir von Menschen 
für Tierrechte arbeiten deswegen an unserer Strategie. Die zentrale Frage ist:  
Welche uns zur Verfügung stehenden Instrumente sind am wirkungsvollsten, um die 
Ausbeutung der Tiere zu beenden?

Wir danken Ihnen für Ihr Vertrauen in unsere Arbeit. Durch Ihre Hilfe machen Sie  
unseren Einsatz für die Tiere möglich. Bitte lassen Sie jetzt nicht nach. Auch wir  
spüren die Auswirkungen der Krisen und müssen Spenden-Rückgänge verkraften. 
Vor uns liegen große Herausforderungen. Lassen Sie uns sie gemeinsam annehmen.

Ich wünsche Ihnen besinnliche Tage in diesen unruhigen Zeiten und viel positive 
Energie für das Jahr 2025.

Herzliche Grüße 
Christina Ledermann
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 Aufbruch 

Wir müssen unser Verhältnis zu den 
Tieren neu denken

Klimakrise wird ignoriert
Innerhalb von etwa 20 Monaten ist stattdessen die Angst 

vor Migration zum politischen Aufreger-Thema Nummer 
eins in Deutschland aufgestiegen“, so ein Kommentator im 
Spiegel. Ein Anstieg, der nur wenig mit realen Erfahrungen 
zu tun hat. Die Probleme durch Migration sind seit Anfang 
2023 nicht wirklich größer geworden. Diese Entwicklung 
erklärt sich unter anderem dadurch, dass fast alle Parteien 
die Migrationsangst inzwischen übernommen haben und den 
Klimawandel außen vorlassen. Und es könnte noch schlimmer 
kommen: Denn nicht nur rechtsextreme Parteien wie die AFD 
leugnen den menschengemachten Klimawandel. Auch Teile 
von CDU/CSU und FDP wollen die notwendigen Transformati-
onen von Wirtschaft, Energie, Mobilität. Landwirtschaft und 
Ernährung ausbremsen und sogar umkehren.

Ernährungssystem spielt entscheidende Rolle
Dabei belegen eine Vielzahl aktueller Studien, wie die 

kürzlich veröffentlichte Harvard-Studie oder der neue 
Greenpeace-Report, dass neben dem Umbau von Wirtschaft, 
Energie und Mobilität, unser Ernährungssystems eine ent-
scheidende Rolle bei der Eindämmung der Klimakrise spielt. 
Das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung kommt zu 
der Einschätzung, dass eine globale Ernährungswende hin 
zu einer hauptsächlich pflanzenbasierten Ernährung ein 
entscheidender Hebel sein kann, um die globale Erwärmung 
auf 1,5 Grad Celsius zu begrenzen. Ziel muss unter ande-
rem die Reduzierung des Konsums tierischer Produkte und 
die Anzahl der gehaltenen Tiere sein sowie die Einführung 
eines globalen CO₂-Preises. Die Ergebnisse all dieser Studien 
decken sich mit dem Maßnahmenkatalog von Menschen für 
Tierrechte für eine Agrar- und Ernährungswende. Die Politik 
muss endlich handeln. Wir brauchen die Neuausrichtung der 
Agrarsubventionen und gezielte Lenkungsmaßnahmen, wie 
die Abschaffung der Mehrwertsteuer für pflanzliche Nah-
rungsmittel, eine Abgabe auf tierische Produkte sowie eine 
Förderung zum Ausstieg aus der Tierhaltung.

Während die Klimakrise ungebremst voranschreitet, 

diskutiert Deutschland über die Angst vor Migration. 

Ganze Parteien leugnen den menschengemachten 

Klimawandel und wollen wider „Gängelung“ und 

„Ökodiktatur“ die notwendige Transformation von 

Wirtschaft, Energie, Mobilität, Landwirtschaft und 

Ernährung zurückdrehen. Doch wir sind anderer 

Meinung: Um die Zukunft unserer Erde mit all ihren 

wunderbaren Lebewesen zu retten, brauchen wir 

Mut zur radikalen Veränderung. Wir müssen unsere 

Gewohnheiten ändern – und unser Verhältnis zu den 

Tieren neu denken.

Anfang Oktober 2024 erschien der Bericht „Gefährliche 
Zeiten auf dem Planeten Erde“1. In der Einleitung warnen 
die Wissenschaftler:innen mit einer bisher unbekannten 
Deutlichkeit: „Wir befinden uns am Rande einer unumkehr-
baren Klimakatastrophe. Es handelt sich zweifellos um einen 
globalen Notfall. Ein Großteil der Lebensgrundlagen auf der 
Erde ist gefährdet. Wir treten in eine kritische und unvorher-
sehbare neue Phase der Klimakrise ein“.

Neues Rekordniveau erreicht
Die Autor:innen zählen zu den weltweit renommiertesten 

Experten verschiedener Forschungsgebiete. Aus Deutsch-
land ist der Klimaforscher Prof. Stefan Rahmstorf dabei. Die 
Wissenschaftler machen 35 „planetare Vitalparameter“ fest 
– unter anderen den Fleischkonsum pro Kopf, fossile Sub-
ventionen, CO₂-, Methan und Lachgas-Ausstoß, Entwaldung, 
Eisschmelze, durch Waldbrände zerstörte Flächen und Ext-
remwetterereignisse. Von diesen 35 Vitalparametern haben 
25 ein „neues Rekordniveau erreicht“, so die Wissenschaft-
ler:innen. Eine Vielzahl von Studien belegen seit Jahren den 
dringenden Handlungsbedarf, um die dramatischen Folgen 
der Erderwärmung einzudämmen.

Sehenden Auges in die Katastrophe
Doch wo bleibt der gesellschaftliche und politische Auf-

schrei? Wie kann es sein, dass unsere hochentwickelten 
Gesellschaften sehenden Auges in die Katastrophe hin-
einschlittern? Nicht erst seit den EU-Wahlen und den drei 
Landtagswahlen müssen auch wir in Deutschland feststellen, 
dass sich die gesellschaftliche Stimmung radikal verändert 
hat. Die medial und politisch diskutierten Themen bewegen 
sich immer weiter weg von den existentiellen Themen Klima-, 
Umwelt- und Tierschutz.

1) https://academic.oup.com/bioscience/advance-article/doi/10.1093/biosci/biae087/7808595?login=false

Zukunftsaufgabe für Kühe: Landschaftspflege statt Milchproduktion.
Foto: iStock/Simon Skafar
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Milliarden-Subventionen für tierische Produkte
Momentan passiert leider das Gegenteil: Nach einer Studie 

vom April fließen 82 Prozent der Milliarden-Subventionen in 
die Produktion tierischer Lebensmittel. 38 Prozent fördern 
die Tierhaltung direkt, 44 Prozent gehen in die Futtermittel-
produktion. Auf die Getreide-, Gemüse oder Obstproduk-
tion entfallen nur rund 18 Prozent. Ein weiteres Gutachten 
vom August diesen Jahres belegt, dass Deutschland klima-
schädliche Technologien mit 35,8 Milliarden Euro pro Jahr 
subventioniert. Zweitgrößtes Einsparpotenzial liegt danach 
bei der Landwirtschaft. Allein durch die Anhebung des 
Mehrwertsteuersatzes für tierische Produkte ließen sich 17 
Millionen Tonnen einsparen. Maßnahmen wie diese lägen im 
Interesse aller Parteien, denn der eskalierende Klimawandel 
führt nicht nur hierzulande zu gefährlichen Extremwette-
rereignissen, er wird künftig auch zur Hauptfluchtursache 
werden. Dennoch kultivieren AFD, BSW aber auch CDU und 
FDP bei den Wähler:innen die Illusion, dass wir Reformen und 
Transformationen nicht bräuchten. Sie bieten den von Krisen 
verunsicherten Menschen eine vermeintliche emotionale 
Heimat, in der sie weiter ihr Schnitzel essen dürfen und auch 
sonst nichts ändern müssen.

Mut zur radikalen Veränderung
Doch wir können uns weder Stillstand noch Rückschritte 

leisten. Die Zukunft unserer Erde mit all ihren wunderba-
ren Lebewesen steht auf dem Spiel. Es geht nicht mehr um 
ethische oder ideologische Fragen, es geht um existentielle 
Notwendigkeiten. Den Klimawandel zu leugnen und keine 
persönlichen Konsequenzen zu ziehen, bedeutet, die Zerstö-
rung von Ökosystemen, das Artensterben und letztlich sogar 
den Zusammenbruch unserer Zivilisation in Kauf zu nehmen. 
Doch wir wollen keine Ängste schüren. Unser Ziel ist es, un-
sere wertvolle Erde zu schützen. Dafür müssen wir nicht nur 
unsere Gewohnheiten ändern, sondern auch unser Verhältnis 
zu den Tieren neu denken. Wir müssen weg von der skrupel-
losen Ausbeutung hin zu einem fairen Miteinander. Dafür 
brauchen wir Mut zur radikalen Veränderung. Für diesen 
notwendigen und ermutigenden Aufbruch möchten wir in 
dieser Ausgabe werben.

Steffanie Richter, Christina Ledermann

Zivilgesellschaftliches Engagement in Gefahr
Als Menschen für Tierrechte im Juni die „Gemeinsame 

Erklärung: Mit Rechtsextremen lässt sich kein Tierschutz 
machen!“ veröffentlichte, machte sich – neben der Ent-
schlossenheit für eine Zukunft zu kämpfen, in der sich alle 
fühlenden Wesen die Erde respektvoll und fair teilen – ein 
ungutes Gefühl breit. Deutlich wurde dies, als manche 
Unterstützer:innen die Erklärung zwar unterzeichnen woll-
ten, gleichzeitig aber Angst vor Konsequenzen in Form 
von digitalen Shitstorms und eingeschlagenen Fenstern 
hatten. Da begannen auch wir uns zu fragen, was pas-
sieren könnte, wenn AFD & Co. bei der Bundestagswahl 
2025 wieder durchmarschieren? Sie und andere nutzen 
zunehmend „Einschüchterungsklagen“, um gegen kriti-
sche Stimmen vorzugehen, die beispielsweise auf ökologi-
sche oder soziale Missstände oder auf Tierschutzverstöße 
aufmerksam machen. Diese sogenannten SLAPPs (Strategic 
lawsuit against public participation) zu Deutsch „Strate-
gische Klagen gegen öffentliche Beteiligung“ betreffen 
Aktivist:innen, aber auch Journalist:innen und Wissen-
schaftler:innen. Hauptziel ist es, den Beklagten finanzielle, 
emotionale und zeitliche Kosten aufzubürden und sie 
so davon abzuhalten, weiter öffentlich über bestimmte 
Themen zu sprechen. Begünstigt wird dies durch unglei-
che finanzielle Möglichkeiten von Klägern und Beklagten. 
Eine im Frühjahr erlassene EU-Direktive sollte das ändern, 
doch Experten befürchten, dass sie nicht weit genug geht, 
um die Tendenz zu SLAPP-Klagen einzudämmen. Doch wir 
und die fast 60 Unterzeichner:innen der Erklärung werden 
uns nicht einschüchtern lassen.

Von wegen „dummes Huhn“: Wir brauchen ein neues Verhältnis zu allen Tieren.	
Foto: privat

Obwohl sie uns so nah sind – auch der treueste Freund des Menschen wird oft schlecht 
behandelt.	 Foto: Pixabay
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 Persönlichkeitsrechte für Tiere 

Es ist Zeit für Veränderung!
Karsten, gab es einen Schlüsselmoment, in dem dir klar wur-
de, dass du Tiere nicht nur schützen willst, sondern dass sie 
Rechte brauchen?

Nein, das war eher ein Prozess. Irgendwann ist mir klar 
geworden, dass Naturschutz- und Tierschutzgesetze zwar 
einerseits gut sind, dass sie aber meist im Widerspruch zu 
wirtschaftlichen Interessen stehen. Ein Staat, der auf Steuer-
einnahmen aus wirtschaftlichen Aktivitäten angewiesen ist, ist 
zwangsläufig parteiisch. Daher glaube ich, dass wir einen an-
deren Ansatz brauchen, um die Tiere, die Natur und uns selbst 
vor den Konsequenzen unseres eigenen Handelns zu schützen.

Woran machst du die Notwendigkeit fest, dass Tiere Rechte 
bekommen müssen?

Eigentlich ist das, was in den Gesetzen steht, gar nicht 
so schlecht. Zum Beispiel sollen Tiere artgerecht gehalten 
werden. Aus Sicht der Verhaltensbiologie habe ich aber eine 
andere Vorstellung von artgerechter Haltung als ein Bauer 
der Tiere züchtet, um mit ihnen Geld zu verdienen. Hier muss 
jemand Unabhängiges her, der auf Basis sachlicher Argumen-
te entscheidet. Zu einer artgerechten Haltung gehört nicht 
nur das Vermeiden von Schmerzen und Leid, sondern auch 
die Anwesenheit von Freude.

Oft wird argumentiert, dass nur bestimmte Tiere, etwa die 
überdurchschnittlich intelligenten, selbstbewussten oder 
empathischen, Rechte erhalten sollten. Wie siehst du das?

In meinem ersten Buch Persönlichkeitsrechte für Tiere im 
Jahr 2013 habe ich mich nur auf kognitiv hochentwickelte 
Tiere konzentriert. Ich war der Meinung, dass es einen großen 
Unterschied zwischen einem Schwein, einem Delfin, einem 
Schimpansen oder einer Maus gibt. Doch diese Einstellung war 
falsch. Wir wissen heute, dass sich die kognitive Entwicklung in 
vielen kleinen Schritten vollzogen hat. Es ist praktisch unmög-
lich, hier eine Linie oder Grenze zu ziehen. Untersuchungen 

machen deutlich, dass praktisch alle kognitiven Leistungen, 
zu denen wir Menschen fähig sind, auch im Tierreich existie-
ren und sich meist lange vor uns Menschen entwickelt haben. 
Außerdem ist jede Tierart ihren eigenen Weg der Entwicklung 
gegangen. Ein Beispiel: Es gilt als kognitiv hoch entwickelt, 
wenn soziallebende Tiere wahrnehmen, dass sie in ihrer 
Gemeinschaft ungerecht behandelt werden. Letztlich beruht 
unsere Moral auf diesen tierischen Wurzeln. Orang-Utans hin-
gegen sind dazu nicht in der Lage, obwohl alle anderen Men-
schenaffenarten diese kognitive Fähigkeit haben. Der Grund 
dafür liegt in ihrer Lebensweise. Sie leben nicht in großen 
sozialen Gemeinschaften, in denen diese Fähigkeit eine Rolle 
spielt. Soll ein Orang-Utan deswegen weniger Rechte haben? 
Daher ist es unmöglich, eine Grenze zwischen Tieren mit Rech-
ten und Tieren ohne Rechte zu ziehen. Die Rechte müssen sich 
an den individuellen kognitiven Fähigkeiten und Bedürfnissen 
orientieren. Für die meisten Menschen ist es aber vermutlich 
leichter nachzuvollziehen, sich für kognitiv besonders hoch 
entwickelte Tiere einzusetzen. Diese Arten können Türöffner 
sein für ein neues Denken und Handeln.

Welche Konsequenzen könnte dies für die Tiere selbst und 
für unseren Umgang mit ihnen haben?

Ich bin fest davon überzeugt, dass wir Menschen mittelfris-
tig auf den Verzehr von Tieren verzichten werden. Einerseits, 
weil viele Menschen ethische Probleme mit der Ausnutzung 
und dem Missbrauch von Tieren haben. Andererseits aber 
auch, weil es schmackhafte und gesunde Alternativen gibt 
und dadurch ein maßgeblicher Beitrag zur Verringerung der 
Klimaproblematik erreicht werden kann. Doch bis dahin wer-
den wir weiter unsägliches Leid über die Tiere bringen. Daher 
müssen wir schon heute beginnen, das Leben der Tiere, die 
wir ausnutzen, maßgeblich zu verbessern. 

Genau das wird doch aktuell mit der Reform des Tierschutz-
gesetzes verfolgt...

Ja, aber dadurch ändert sich nicht viel. Es wird in Details 
verbessert, aber es gibt keinen grundsätzlichen Wandel. In 
der Umsetzung bleiben die Gesetze Tier- und Naturnutzungs-
gesetze. Wir müssen weg von staatlichen Gutachten und 
Bestimmungen, auf denen es sich die Gesellschaft bequem 
gemacht hat. Tierschutz muss ins Gericht und öffentlich 
verhandelt werden. Schauen wir uns einen ersten Schritt an: 
Wenn ein individuelles Tier ein Recht darauf hat, als Person 
vor Gericht vertreten zu werden, dann könnte ein Anwalt 
ein Gutachten zur Unterstützung vorlegen. Ein Richter muss 
dann auf Grundlage der Beweismittel entscheiden. Auf 
diese Weise könnte geltendes Recht konsequent umgesetzt 
werden. Ein Tier könnte darauf bestehen, artgerecht gehal-

Ob Menschenaffe, Hund oder Schwein: Es unmöglich eine Grenze 
zwischen den verschiedenen Tieren zu ziehen.	 Foto: Pixabay
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Der Autor, Meeresbiologe und Verhaltensforscher Dr. Karsten Brensing kämpft dafür, 
dass Tiere Persönlichkeitsrechte erhalten. Im Jahr 2023 hat er die Organisation 
Individual Rights Initiative (IRI) gegründet. Im Interview erklärt er, warum unsere 
Moral tierische Wurzeln hat, warum wir weg müssen von Tiernutzungsgesetzen 
und warum der Mensch auf den Verzehr von Tieren verzichten muss. Sein Ziel ist 
es, die Ursachen für das Versagen unseres Rechtssystems beim Tier aufzuzeigen 
und einen wegweisenden Präzedenzfall zu schaffen.

ten zu werden. In diesem Fall müssten Haltungsbedingungen 
geschaffen werden, die den allergrößten Teil das Verhaltens-
spektrums des Tieres abdecken. Tierische Produkte würden in 
diesem Fall um ein Vielfaches teurer werden.

Welche juristischen Schritte wären dafür nötig?
Unser Rechtssystem kennt aktuell zwei Arten von Perso-

nen. Die natürliche Person, also wir Menschen, und die juristi-
sche Person wie beispielsweise Aktiengesellschaften, Vereine 
oder Stiftungen. Theoretisch wäre es denkbar, eine dritte 
Person, eine sogenannte tierliche Person, einzuführen.

Wer könnte die Vertretung übernehmen?
Ein Anwalt oder eine anerkannte Tierschutzorganisation. 

Genauso wie sich ein Mensch oder ein Unternehmen von 
einem Anwalt vertreten lassen kann, so könnte ein Anwalt 
oder eine Organisation die Vertretung für eine tierliche 
Person in Form einer Prozessstandschaft übernehmen. Kinder 
werden von ihren Eltern vertreten oder Menschen mit geisti-
gen Defiziten von einem Betreuer. Ähnliche Konstruktionen 
sind auch für Tiere denkbar.

Um die Rechte der Tiere einzufordern, hast du kürzlich mit 
anderen Wissenschaftler:innen die Organisation Individual 
Rights Initiative e.V. (IRI) gegründet. Was willst du mit IRI 
erreichen?

Die Gruppe besteht seit vielen Jahren und setzt sich aus 
Wissenschaftler:innen unterschiedlicher Disziplinen wie Ver-
haltensbiologie, Philosophie, Ethik, Politologie und Rechtswis-
senschaften zusammen. Mit der Gründung des Vereins wollen 
wir unser gemeinsames Wissen in die Öffentlichkeit tragen. Es 
ist Zeit für Veränderungen. Wir können aus wissenschaftlicher 
und juristischer Perspektive belegen, dass die Umsetzung un-
serer eigenen Gesetze nicht sachgerecht erfolgt und wir wol-
len durch Klagen deutlich machen, wo die Probleme liegen.

Die breite und interdisziplinäre Ausrichtung bei IRI ist sicher 
sinnvoll. Doch wie willst du erreichen, dass IRI mehr wird als 
ein intellektueller Debattierclub?

Dies ist die große Herausforderung. Wir müssen Unterstüt-
zer finden, damit wir die Klagen finanzieren können. Daher 
ist es wichtig, dass möglichst viele Menschen verstehen, was 
wir tun. Wir wollen nicht an den Symptomen arbeiten und 
wir werden auch keinen Bauern wegen schlechter Tierhal-
tung verklagen. Wir wollen an den Ursachen für das Versa-
gen unseres Rechtssystems beim Thema Tier ansetzen. Wir 
werden Klagen einreichen und parallel dazu politische Arbeit 
machen. Es geht darum, einen Präzedenzfall zu schaffen. 
So wie wir aktuell nach Neuseeland blicken, wo Wale einen 
Personenstatus erhalten sollen, so könnten irgendwann an-
dere Länder auf Deutschland blicken und feststellen, dass die 
Einführung weiterer Personen ins Rechtssystem Vorteile hat.

Im Januar planst du eine IRI-Veranstaltung in Nürnberg. Um 
was soll es gehen und welche Hoffnungen knüpfst du an 
diese Veranstaltung?

Wir organisieren zusammen mit dem Germanischen Natio-
nalmuseum in Nürnberg eine Konferenz. Thema ist, wie wir 
in Zukunft mit der Natur und Tieren zusammenleben wollen. 
Wir freuen uns darauf, unsere wissenschaftliche Kompetenz 
in die Konferenz einzubringen. Die meisten Redner stammen 
aus dem IRI-Netzwerk und auch die tierliche Person wird auf 
der Konferenz eine wichtige Rolle spielen. Wir hoffen, dass 
wir über die öffentliche Konferenz viele Menschen für unser 
Anliegen begeistern können. Am Ende sollen Kernthesen mit 
klaren Handlungsempfehlungen an Gesellschaft und Politik 
formuliert und veröffentlicht werden.

Das Interview führte Christina Ledermann
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Germanisches Nationalmuseum 
Kartäusergasse 1, 90402 Nürnberg, 

www.gnm.de · info@gnm.de · Tel. 0911 1331-238

Vortragsthemen: u.a. Grundlagen für ein neues Verständnis 
von Mensch-Tier-Natur-Beziehungen, Rechte der mehr-als-
menschlichen Welt als Möglichkeit guten Zusammenlebens? 
Kognitive Gemeinsamkeiten zwischen Mensch und Tier, 
Posthumanistische Positionen zum Mensch-Tier-Natur-Ver-
hältnis, Die tierliche Person – die rechtliche Umsetzung einer 
dritten Rechtspersönlichkeit für Tiere, Politische Repräsenta-
tion von Tieren, Grundzüge einer politischen Regelung von 
Mensch-Tier-Beziehungen, Multispezies-Gesellschaften
Referenten: Dr. Karsten Brensing, PD Dr. Alexandra Böhm, 
Dr. Marion Mangelsdorf, Prof. Dr. Gabriele Dürbeck, Prof. 
Dr. Tilo Wesche, Dr. Carolin Raspé, Prof. Dr. Bernd Ladwig, 
Dr. Philipp von Gall, PD Dr. Katrin Trüstedt, Prof. Dr. Heiner 
Bielefeldt, Prof. Dr. Sandra Prof. Dr. Laura Clerico, Georg 
Glasze, Prof. Dr. Andreas Hetzel, Prof. Dr. Markus Wild,  
Dr. Judith Benz-Schwarzburg, Eberhart Theuer, Prof. Dr. 
Ana Dimke, Prof. Andreas Oberprantacher, Prof. Dr. Jessica 
Ullrich, Prof. Dr. Martin Ullrich

Wie wollen wir zusammenleben? 
Neue Konzeptualisierungen des  
Mensch-Tier-Natur-Verhältnisses

30.-31.01.2025

individualrightsinitiative.org
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Prof. Teuber, zunächst ein Blick auf den Status Quo: Halten 
Sie die Agrar- und Ernährungssysteme vor dem Hintergrund 
der Krisen und einer wachsenden Weltbevölkerung für zu-
kunftsfähig?

Die globalen Agrar- und Ernährungssysteme stehen 
angesichts multipler Krisen wie beispielsweise dem Klima-
wandel und dem Biodiversitätsverlust als auch dem Anstieg 
an ernährungsbedingten Krankheiten definitiv vor enormen 
Herausforderungen. Einerseits muss man festhalten, dass der 
technologische Fortschritt in der Landwirtschaft, etwa in der 
Pflanzen- und Tierzucht, zu enormen Produktivitätssteige-
rungen geführt und so Hungersnöte in vielen Teilen der Welt 
reduziert hat. Andererseits ist dieser technische Fortschritt 
auch mit negativen Konsequenzen einhergegangen. Boden-
degradation, Wasserknappheit und Biodiversitätsverlust sind 
schon heute ernsthafte Bedrohungen für die langfristige 
Produktivität und das wird sich in Zukunft noch eher ver-
stärken. Auch der Klimawandel bedroht die Produktivität 
landwirtschaftlicher Flächen durch Extremwetterereignisse 
und das gefährdet die Resilienz und Zukunftsfähigkeit. Daher 
braucht es tiefgreifende Veränderungen in den Agrar- und 
Ernährungssystemen. So können Ansätze wie regenerative 
Landwirtschaft, Permakultur und Agrarökologie helfen, die 
natürlichen Ressourcen zu schonen und die Landwirtschaft 
an den Klimawandel anzupassen. Auch Diversifizierung wird 
als ein vielversprechender Ansatz angesehen, um Systeme 
weniger anfällig für Krisen aufzustellen.

Wenn Sie priorisieren: Wo liegen die größten Probleme, die 
zuerst angegangen werden müssten? 

Das heutige Ernährungssystem steht vor einer Reihe von 
tiefgreifenden Problemen, die sowohl die Umwelt als auch 
die menschliche Gesundheit und soziale Gerechtigkeit betref-
fen. Es ist schwierig, da nun ein Problem herauszugreifen, 
da wir ja auch von einem System sprechen und daher die 
Probleme systemisch angehen müssen. Die Förderung einer 
nachhaltigen Landwirtschaft sollte daher immer auch zusam-
men mit der Förderung gesunder Ernährungsgewohnheiten 
gedacht werden. Initiativen, die die Produktion und den 

Verzehr von Nahrungsmitteln auf pflanzlicher Basis fördern, 
haben das Potenzial, Umweltbelastungen zu verringern und 
gleichzeitig das Risiko ernährungsbedingter Krankheiten zu 
senken.

Ist die Planetary Health Diet, also wenig Fleisch, dafür mehr 
Obst und Gemüse, Hülsenfrüchte und Nüsse, das Ziel?

Prinzipiell ja. Die Planetary Health Diet wird von vielen 
Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen als zukunfts-
weisend betrachtet, da sie versucht, sowohl die menschliche 
Gesundheit als auch die des Planeten zu berücksichtigen. 
Die Forschung zeigt klar, dass die Stoßrichtung, das heißt die 
Reduktion des Konsums tierischer Produkte, die Zukunft sein 
muss. Hülsenfrüchte als pflanzenbasierte Proteinquellen sind 
definitiv ein wichtiger Bestandteil nachhaltiger Ernährungs-
systeme. Höhere Konsummengen von Obst und Gemüse 
sind natürlich auch zu begrüßen, wobei man hier einen Blick 
draufhaben muss, wo und wie das jeweilige Anbausystem 
aussieht. Die in den 1980er Jahren entwickelte Vollwerter-
nährung (auch bekannt unter der Gießener Formel) hat üb-
rigens genau diese Leitlinien vorgegeben, etwa die Bevorzu-
gung pflanzlicher und wenig verarbeiteter Lebensmittel.

Wenn es um das Thema Ernährung geht, fällt oft der Satz: 
„Ernährung ist Privatsache!“ Doch trifft dies zu, in Anbe-
tracht der Tatsache, dass aktuell die Gesellschaft die Folge-
kosten der Produktion tierischer Produkte zahlt?

Foto: priv
at

Tierische Produkte wie Milch müssen nicht nur aus ethischen,  
sondern auch aus ökologischen Gründen reduziert werden. 

Foto: Pixabay 

Wir brauchen eine
Kulinarik der Zukunft!
Ramona Teuber ist Professorin für Marktlehre der Agrar- und Ernährungswirtschaft 
sowie Vorstandmitglied des Zentrums für Nachhaltige Ernährungssysteme an der Justus-
Liebig Universität Gießen. Ein Schwerpunkt ihrer Arbeit liegt auf der Erforschung des 
Konsumentenverhaltens bei Nahrungs- und Genussmitteln. Ihr Team beschäftigt sich 

unter anderem mit Akzeptanz und Zahlungsbereitschaftsstudien sowie sich wandelnden 
Ernährungsgewohnheiten. Im Interview plädiert sie für ein Bündel von Maßnahmen, 

um die tiefgreifenden Veränderungen in den Agrar- und Ernährungssystemen bewältigen 
zu können. Ein weiter so sei in vielen Bereichen keine Option. Die Stoßrichtung müsse die 

Reduktion des Konsums tierischer Produkte sein.
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Das ist eine sehr gute Frage. Ja, Ernährung wird als etwas 
sehr Persönliches angesehen und Eingriffe in diesen Bereich 
werden relativ schnell als Bevormundung oder Paternalis-
mus wahrgenommen. Aber wie Sie schon sagen: Da unser 
momentanes Ernährungssystem mit sehr hohen externen 
Kosten, das heißt gesellschaftlichen Gesundheits- und Um-
weltfolgekosten einhergeht, sind Eingriffe hier aus ökonomi-
scher Sicht nicht nur gerechtfertigt, sondern notwendig. Das 
heißt allerdings im Umkehrschluss nicht, dass alles top-down 
reguliert werden sollte. Es kommt auf den Gestaltungswillen 
aller Akteure im System an und auf geeignete Anreizsysteme.

Die Probleme liegen ja nicht nur in der Landwirtschaft, 
sondern im gesamten Ernährungssystem. Vor welchen He-
rausforderungen stehen Politik, Produzenten, Handel und 
Konsumenten?

Die zentralen Herausforderungen sind der Systemblick und 
die Verbindungen zwischen den verschiedenen Elementen 
des Ernährungssystems. So sind die Bereiche Landwirtschaft, 
Klima und Gesundheit eng miteinander verknüpft. Doch in 
den meisten Fällen behandeln die politischen Maßnahmen 
jedes Element für sich und sind gar nicht oder nicht gut 
aufeinander abgestimmt. Das haben wir im Endbericht der 
Zukunftskommission Landwirtschaft von 2021 schon ange-
merkt: Für diesen Bereich relevant sind die Agrar-, Klima-, 
Umwelt- und Tierschutzpolitik sowie die Ernährungs- und 
Gesundheitspolitik bis hin zur Wirtschafts- und Handelspo-
litik. Teilweise fehlt dieser Politik ein kohärenter1 Ansatz, 
sodass die selbst gesetzten Ziele nicht erreicht werden. Ein 
kohärenter Ansatz ist aber umso wichtiger, je größer die 
Herausforderungen sind. Aber das ist eben nicht einfach. 
Im Forschungsbereich sehen wir verstärkte Anstrengungen, 
systemisch zu arbeiten. Das ist nicht trivial. Nichtsdestotrotz 
müssen wir uns alle dem stellen, denn ein weiter so ist in 
vielen Bereichen keine Option. Die Transformation ist eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, alle Akteure müssen ihren 
Beitrag dazu leisten.

Wo sehen Sie Möglichkeiten, Hebel und Chancen, damit die 
Transformation im Agrar- und Ernährungsbereich gelingt?

Ein großer Hebel ist sicherlich die Gemeinschaftsverpfle-
gung. Hier werden viele Menschen erreicht und man kann 
auf soziale Normen einwirken, so dass man hier auch nach-
haltigere Effekte erreichen könnte. Ein zweiter großer Hebel 
für ein nachhaltigeres Agrar- und Ernährungssystem ist die 
Ausgestaltung der Agrarpolitik.

Nach unserem Eindruck wagt sich die Politik an das Thema 
Ernährung nicht heran. Man könnte fast von einem Kultur-
kampf sprechen. Haben Sie eine Idee, wie man Menschen 
motivieren kann, ihr Konsumverhalten zu ändern?

Aus meiner Sicht ist zentral, das haben wir auch in der 
Zukunftskommission Landwirtschaft sehr intensiv diskutiert, 
dass es um eine Kulinarik der Zukunft gehen muss, sprich es 
geht um Genuss! Das ist ein wichtiger Aspekt der schon oben 
angesprochenen Vollwert-Ernährung, Genuss! Wir werden 
nicht erfolgreich sein, das heißt die Transformation zügig 

voranbringen, wenn das vorherrschende Narrativ „Verzicht“ 
oder sogar „Verbot“ ist. Im wissenschaftlichen Bereich als 
auch im Marketing würden wir davon reden, es positiv zu 
framen. Also darauf fokussieren, was eine neue Kulinarik 
alles an geschmackvollen Optionen bietet. Dafür muss man 
schon von Anfang an ansetzen, denn Geschmackspräferen-
zen werden früh geprägt, sprich, wenn Kinder von klein auf 
eine abwechslungsreiche vorwiegend pflanzliche Ernährung 
erfahren, sind wir auf einem guten Weg. Denn wir wissen aus 
der Forschung: Wir stellen uns auf den Geschmack ein, mit 
dem wir häufig konfrontiert sind. Das kann man als Problem 
auffassen oder eben auch als Chance.

Welche politischen Maßnahmen halten Sie für zielführend?
Es gibt hier sicherlich nicht die eine Maßnahme, sondern 

ein Bündel an Maßnahmen, die die Transformation voran-
treiben. Wie oben schon gesagt ist ein großer Hebel die 
Agrarpolitik, ein zweiter die Gemeinschaftsverpflegung und 
die öffentliche Beschaffung. Der letzte Aspekt zielt darauf 
ab, Ernährungsumgebungen so zu gestalten, dass diese oben 
beschriebene neue Kulinarik gefördert wird. Dies kann durch 
Instrumente der Erhöhung von Markttransparenz (Kenn-
zeichnungen und Zertifikate) unterstützt werden, wie zum 
Beispiel ein Nachhaltigkeitslabel.

Wenn Sie drei Wünsche frei hätten, was würden Sie sich 
wünschen, um bei Produktion und Ernährung den Heraus-
forderungen der Gegenwart und der Zukunft begegnen zu 
können?

Weniger Ideologie, weniger Lobbyismus, mehr wissen-
schaftlich basierte Entscheidungen.

Das Interview führte Steffanie Richter

1) zusammenhängend

Ein großer Hebel für die Transformation der Ernährung ist die Gemeinschaftsverpflegung
in Kantinen und Mensen.	 Foto: iStock/Highwaystarz-Photography

Pflanzenbasierte Proteinquellen sind die Basis eines nachhaltigen Ernährungssystems.
Foto: AdobeStock/Tatjana Baibakova
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Tierschutzgesetz bleibt
TierNUTZgesetz

Fast zwei Jahre zog sich die Reform des Tierschutzgesetzes. Doch leider wird nicht alles gut, was lange währt.  
Zum einen schrumpfte die als „umfangreichste tierschutzrechtliche Reform der vergangenen Jahrzehnte“ angekündigte 
Novelle zu einem Reförmchen zusammen, nachdem Tierversuchskundler, Wissenschaftsverbände, Schweinezüchter, 
Rinderhalter und Hundezuchtverbände monatelang Druck auf die Ampel gemacht hatten. Zum anderen ist es nach dem  
Aus der Ampel-Koalition am 6. November wenig wahrscheinlich, dass die Reform noch umgesetzt wird.

kommen, ändern nichts Grundsätzli-
ches. Das millionenfache systemische 
Tierleid in Mast- und Zuchtanlagen, 
Schlachthöfen, Tiertransportern und 
auch in Privathaushalten wird weiter-
gehen. Wir werden weiterhin grauen-
hafte Undercover-Filme ansehen und 
die Tiere werden die Torturen weiter 
ertragen müssen. 

Tiernutzer-Lobby setzt sich 
durch

Eine besonders zynische Folge poli-
tischer Logik ist, dass die Reform sogar 
zu Verschlechterungen in einigen Berei-
chen führen könnte. Statt einem Verbot 
der Anbindehaltung von Rindern, soll 
diese tierquälerische Haltungsform – 
nach Intervention der Milcherzeuger 
– weitere zehn Jahre erlaubt bleiben. 
Die saisonale Anbindehaltung, bei der 
die Tiere über sechs Monate im Stall 

Doch wir müssen fair bleiben. Wenn 
das Gesetz noch verabschiedet wird, 
bringt es an einigen Stellen tatsächlich 
Verbesserungen für die Tiere. Dies sind 
beispielsweise höhere Strafen für Tier-
schutzverstöße, mehr Kontrollmöglich-
keiten für die Behörden, die Einführung 
einer verpflichtenden Videoüberwa-
chung in größeren Schlachthöfen und 
strengere Vorgaben für Amputationen, 
wie das Enthornen von Kälbern oder 
das Kupieren von Ferkelschwänzen. 
Auch die Konkretisierung des Qual-
zuchtparagrafen könnte Verbesserun-
gen bringen. 

Besser als Nichts ist nicht genug
Dies wäre besser als Nichts, denn 

die Tiere können alles brauchen, was 
ihr Leid zumindest mindert. Doch wir 
dürfen uns keine Illusionen machen. 
Die Verbesserungen, sofern sie denn 

fixiert werden, soll sogar dauerhaft 
legalisiert werden. Dabei verstößt diese 
Qualhaltung längst gegen geltendes 
Tierschutzrecht. Ähnlich nach hinten los 
ging es bei den sogenannten Versuchs
tieren: Hier konnte die Wissenschafts-
lobby durchsetzen, dass Forscher, die 
„überzählige Versuchstiere“ ohne ver-
nünftigen Grund töten, nicht bestraft 
werden (siehe Seite 12).

Tierschutz einig für 
Verbesserungen

Während des Lobbysturms gegen das 
Tierschutzgesetz duckte sich die Tier-
schutzseite nicht weg – im Gegenteil. 
Wir Tierschutz- und Tierrechtsorganisa-
tionen kämpften in noch nie gekannter 
Einigkeit für ein starkes Tierschutzge-
setz. Wir nutzten alle legalen Maßnah-
men unseres Vereins-Instrumentenkas-
tens, wie Briefe, Gespräche, Gremien, 
Protestaktionen, Petitionen, Pressekon-
ferenzen und Öffentlichkeitsarbeit, um 
zu erreichen, dass die Ampel das Gesetz 
im Sinne der Tiere nachschärft. 

Gesetzentwurf 
verfassungswidrig

Der Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung ist nicht nur zu schwach, so die 
Kritik unseres Tierschutzbündnisses, er 
ist stellenweise sogar verfassungswid-
rig. Außerdem hinkt die Gesetzgebung 

Ein Bündnis von Tierschutz- und Tierrechtsorganisationen 
forderte Ende September auf einer Bundespressekon-
ferenz, dass die Bundesregierung das Tierschutzgesetz 
nachschärft. Mit dabei waren Vertreter:innen von 
Menschen für Tierrechte, der Albert Schweitzer Stiftung 
für unsere Mitwelt, dem Bundesverband Tierschutz, 
dem Bund gegen Missbrauch der Tiere, der Deutschen 
Juristischen Gesellschaft für Tierschutzrecht, des Deut-
schen Tierschutzbundes, des Tierschutznetzwerk Kräfte 
bündeln, Pro Vieh und Vier Pfoten.
Foto: tierrechte.de
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Der Gesetzgeber ringt um kleinteilige Einzeländerungen, statt eine 

Zukunftsvision des Mensch-Tier-Verhältnisses zu entwickeln, die 

den Wirkungen der industriellen Tierhaltung auf Umwelt, Klima, 

menschliche Gesundheit und nicht zuletzt auf die Menschlichkeit einer 

Gesellschaft Rechnung trägt. In bemerkenswerter Voraussicht gebietet 

Art. 20a (…), dass der Staat auch die Tiere „in Verantwortung für die 

künftigen Generationen“ schützt. Dass Tierschutz auch Menschenschutz 

ist, (…) wird als Komponente des Staatsziels allerdings bisher kaum 

beachtet. Das gibt Anlass, über einen Paradigmenwechsel im Hinblick 

auf den rechtlichen Status von Tieren nachzudenken.

Dr. Felix Aiwanger,

 wissenschaftlicher Referent und Habilitand am Max-Planck-Institut  

für ausländisches und internationales Privatrecht,  

schrieb dies am 12. Oktober 2024 auf dem Verfassungsblog (verfassungsblog.de)

 

wissenschaftlichen Erkenntnissen aus 
Kognitionsforschung, Verhaltensbio-
logie, Genetik und Tierethik um Jahre 
hinterher. Zu den wichtigsten Forde-
rungen der Tierschutzseite gehören 
ein echtes Verbot der Anbindehaltung 
sowie das Ende von Amputationen zur 
Anpassung von Tieren an Haltungs-
systeme. Außerdem fordern wir die 
Einführung von Qualzuchtregeln für 
Haltung, Handel und Import, ein Ver-
bot von Wildtieren im Zirkus und des 
aus Stutenblut gewonnenen Wachs-
tumshormons PMSG, eine Pflicht zur 
Kennzeichnung und Registrierung von 
Katzen und Hunden sowie eine Positiv
liste für den Handel und die Haltung 
von Heimtieren. 

Nachschärfen unwahrscheinlich
Ein weiterer Kritikpunkt war, dass 

die Reform kein Verbot von Tiertrans-
porten in Hochrisikostaaten vorsieht. 
Weder die Tierschutz-Dramen an der 
bulgarisch-türkischen Grenzregion noch 
Gutachten und Protestaktionen, konn-
ten Landwirtschaftsminister Özdemir 
davon überzeugen, dass ein nationales 
Verbot der Qualtransporte möglich und 
nötig ist. Außerdem fehlen im Gesetz 
Verbesserungen für die Tiere in den 
Laboren. Schwerbelastende Tierversu-
che bleiben weiterhin erlaubt. Zudem 
müsste der Genehmigungsprozess von 
Tierversuchen dringend reformiert 
werden, um die Tiere besser schützen 
zu können. Ob die Reform nach dem 
Scheitern der Ampel noch umgesetzt 

wird, ist ungewiss. Kanzler Scholz will 
wichtige Gesetze, die keinen Aufschub 
dulden, noch bis Jahresende im Bundes-
tag abstimmen lassen. Zusammen mit 
einem breiten Bündnis aus Tier-, Arten- 
und Umweltschutzorganisationen  
appellierte Menschen für Tierrechte an 
die rot-grüne Minderheitsregierung, 
das Tierschutzgesetz noch in dieser 
Legislatur abzuschließen und das wich
tige Amt der unabhängigen Beauf-
tragten für Tierschutz gesetzlich zu 
verankern. 

Paradigmenwechsel statt 
Systemerhalt

Ob die Reform noch kommt oder 
nicht, das schmerzhafte Schrumpfen 
des Gesetzentwurfs zeigt ein weiteres 

Mal, dass wir einen grundsätzlichen 
Paradigmenwechsel brauchen. Wir Tier-
schutz- und Tierrechtsorganisationen 
müssen uns – angesichts des ungleichen 
Kräfteverhältnis von Zivilgesellschaft 
und der starken Lobby der Tiernutzer-
seite – fragen, welche Instrumente wir 
in Zukunft nutzen wollen, um die Tiere 
wirkungsvoll vor menschlichen Interes-
sen zu beschützen. Fest steht: Statt sys-
temerhaltenden Reförmchen brauchen 
die Tiere wirkliche Rechte. Fest steht 
auch: Das Diktat der Wirtschaft ist nicht 
zukunftsfähig. Es wird Zeit, dass wir 
dies erkennen, auch, damit wir selbst 
eine Zukunft haben.

Christina Ledermann

Anlässlich des Welttierschutztages am 4. Oktober machte der Bundesverband Menschen für Tierrechte zusammen mit dem Bund gegen Missbrauch der Tiere und dem Bundesverband 
Tierschutz auf Tierschutzprobleme aufmerksam, die bei der Reform nur unzureichend angepackt werden.
Foto: tierrechte.de
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Obwohl der Bereich Tierversuche 
bei der Reform des Tierschutzgeset-
zes (TierSchG) gar nicht neu geregelt 
wurde, liefen die Wissenschaftsver-
bände wochenlang Sturm gegen die 
Novelle, insbesondere gegen die 
Verschärfungen für den Straftatbe-
stand der Tierquälerei in Paragraf 17, 
die höhere Strafen und Geldbußen für 
Tierquälerei vorsehen. Danach sollen 
die Freiheitsstrafen von drei auf fünf 
Jahre steigen, wenn die Tierquälerei 
beharrlich wiederholt, aus Gewinnsucht 
begangen wird oder viele Wirbeltiere 
betrifft. Forschende aus dem Versuch-
stierbereich drohten daraufhin mit 
Horrorszenarien, wie dem Ende der bio-
medizinischen Forschung in Deutsch-
land und befürchteten, dass Tierver-
suchskundler:innen mit „einem Bein 
im Gefängnis“ stünden. Hintergrund 
ist die Problematik der überzähligen 
Versuchstiere, die – gesund oder krank 
– jedes Jahr zu Millionen in den Labo-
ren getötet werden.

1,77 Millionen Tiere getötet
Im Jahr 2022 wurden laut offizieller 

Statistik in Deutschland etwa 1,77 Milli-
onen Tiere getötet, weil sie „überschüs-

Es darf keinen Freibrief zur Tötung 
überzähliger Versuchstiere geben!

sig“ waren. Dies übertrifft die Zahl der 
Tiere, die tatsächlich in Tierversuchen 
eingesetzt wurden (1,73 Millionen) – 
und es ist davon auszugehen, dass die 
tatsächliche Zahl noch höher liegt. Laut 
Wissenschaft lassen sich diese überzäh-
ligen Tiere nicht gänzlich vermeiden. 
Bei der Zucht entstünden regelmäßig 
Tiere, die aufgrund verschiedenster 
Kriterien nicht im Tierversuch einge-
setzt werden könnten. Die Forschen-
den forderten die Bundesregierung 
deswegen auf, die Tötung dieser Tiere 
grundsätzlich zu rechtfertigen. Offiziell 
sollte damit Rechtssicherheit geschaf-
fen werden. Die von den Wissenschafts-
verbänden gezündeten Nebelkerzen 
wirkten. Die Bundesregierung fügte 
den neuen Paragraf 28a in die soge-
nannte Tierschutz-Versuchstierverord-
nung (TierSchVersV) ein.

Wirtschaftliche Gründe reichen 
nicht aus

Der neue Paragraf verknüpft den 
Begriff des „vernünftigen Grundes“ mit 
der sogenannten „Kaskadenregelung“. 
Danach ist die Tötung der Über-
schusstiere zulässig, wenn diese trotz 
sorgfältiger Zuchtplanung und „Zweit-

nutzungsprüfung“ keiner „alternati-
ven Verwendung“ zugeführt werden 
könnten und die Kapazitäten zur artge-
rechten Haltung und Pflege der Tiere 
erschöpft seien. Dies widerspricht aus 
Sicht von Menschen für Tierrechte dem 
TierSchG und dem Staatsziel Tierschutz. 
Nach dem TierSchG darf niemand 
einem Tier ohne vernünftigen Grund 
Schmerzen, Leiden oder Schäden zu-
fügen. Rechtlich ist der Tod jedoch der 
größtmögliche Schaden, der einem Tier 
zugefügt werden kann. Dies zeigt sich 
auch in der aktuellen Rechtsprechung: 
Nach mehreren höchstrichterlichen 
Urteilen, wie etwa dem Küken-Urteil 
2019, stellen rein wirtschaftliche Grün-
de oder ein Kapazitätsmangel keinen 
vernünftigen Grund für die Tötung 
eines Tieres dar.

Tierschutzrechtlicher 
Dammbruch

Der Bundesverband wurde sehr deut-
lich in seiner Kritik, die er beispielswei-
se in der Pressemitteilung anlässlich der 
Veröffentlichung seiner Stellungnahme 
zu der Verordnung äußerte: „Was 
hier passiert, ist ein Kuhhandel auf 
dem Rücken von Millionen von Tieren. 
Damit die Tierversuchsbefürworter der 
Reform des Tierschutzgesetzes zustim-
men, wird ihnen die Tötung gesunder 
Tiere via Verordnung erlaubt. Die Wis-
senschaft erhält dadurch einen Freibrief 
zur rechtssicheren Tötung von Milli-
onen von Tieren aus wirtschaftlichen 
Gründen. Die "Überschusstiere" fallen 
dadurch faktisch nicht mehr unter den 
Schutz des Tierschutzgesetzes. Das ist 
ein tierschutzrechtlicher Dammbruch, 
der das deutsche und das europäische 
Tierschutzrecht mit Füßen tritt!“

Wirbeltiere oder Kopffüßer, die in Tierversuchen 

verwendet worden sind oder die dazu bestimmt gewesen sind, (…) 

können dauerhaft (…) in ein für die jeweilige Tierart geeignetes 

Haltungssystem oder, im Falle von aus der Natur entnommenen Tieren, 

einen geeigneten Lebensraum verbracht werden (...).

Paragraf 10 der Tierschutz-Versuchstierverordnung

Im Bereich Tierversuche brachte die geplante Reform des Tierschutzgesetzes keine Verbesserungen für die Tiere, im 
Gegenteil. Durch Panikmache gelang es der Wissenschaftslobby, eine Regelung durchzusetzen, die die Tötung von Millionen 
sogenannter überzähliger Versuchstiere legitimiert. Aus Sicht von Menschen für Tierrechte verstößt diese gegen jedes 
Tierschutzrecht. Zur Not müssen jetzt Klagen folgen, um auch die sogenannten Versuchstiere schützen zu können.
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Tötung darf nur allerletztes 
Mittel sein

Stattdessen fordert der Bundesver-
band, den Umgang mit gesunden, 
sogenannten überzähligen Versuch-
stieren streng zu reglementieren. Ihre 
Tötung darf nur das allerletzte Mittel 
sein, wenn nachweislich alle anderen 
Mittel ausgeschöpft sind. Der Bundes-
verband initiierte eine gemeinsame 
Erklärung, die die Vereine Ärzte gegen 
Tierversuche, die Deutsche Juristische 

Gesellschaft für Tierschutzrecht (DJGT) 
und PETA unterstützten und setzte sich 
in der Bundestierschutzkommission 
gegen die neue Verordnung ein.

Ein Weiterleben ermöglichen
In ihrer gemeinsamen Erklärung for-

derten die Vereine die Erstellung eines 
Kriterienkataloges, der den Umgang 
mit diesen Tieren regelt. Sie forderten 
unter anderem, dass tierfreie Verfah-
ren immer Vorrang vor Tierversuchen 

Von wegen schmerzlose Tötung

In dem neuen Paragraf 28a heißt es, dass die betroffenen 
Tiere „schmerzlos zu töten“ sind. Leider trifft dies für kleine 
„Versuchstiere“ wie Mäuse und Ratten, die den größten Anteil 
der „Versuchstiere“ ausmachen, nicht zu. Ihre Tötung erfolgt in 
den meisten Fällen mit CO₂. Das Gas reizt in hohen Konzentrationen 
die Atemwege und führt zu Schmerzen, Atemnot und Erstickungsangst. Eine 
Bewusstlosigkeit tritt je nach Tierart erst nach mehreren Sekunden, teilweise 
sogar erst nach Minuten ein. 

Was die Tiere in den sogenannten CO₂-Tötungsboxen erleiden, teilen sie auch 
den wartenden Tieren mit. Mäuse und Ratten kommunizieren über hochfre-
quente Töne im Ultraschallbereich, die für Menschen nicht wahrnehmbar sind.

Kleine „Versuchstiere“, wie Mäuse und Ratten, werden mit CO₂ getötet. Das Gas reizt die Atemwege und führt zu Schmerzen, Atemnot und Erstickungsangst. 
Bild: tierrechte.de (KI-generiert), erstellt von Aslihan Cetin

haben müssten. Außerdem müssten die 
Institute verpflichtet werden, nachzu-
weisen, dass sie sich ernsthaft bemüht 
haben, den Tieren nach Ende der 
Versuche ein Weiterleben zu ermögli-
chen. EU-Tierversuchsrichtlinie und die 
TierSchVersV sehen ausdrücklich vor, 
dass Tieren nach Ende der Versuche ein 
Weiterleben ermöglicht werden kann. 
Als Züchter oder Auftraggeber tragen 
die Forschungseinrichtungen die Ver-
antwortung für diese Tiere und müssen 
nach dem Verursacherprinzip für die 
Kosten aufkommen. Sollte die TierSch-
VersV wie angekündigt beschlossen 
werden, kündigten die Tierschutz- und 
Tierrechtsverbände bereits an, gezielt 
gegen die rechtswidrige Tötung der 
Tiere klagen zu wollen.

Die Gemeinsame Erklärung der 
Tierschutzverbände sowie die  
Stellungnahme zur TierSchVersV 

können Sie sich unter www.tierrechte.de 
als PDF herunterladen.

Illustrationen Mäuse: Alexa Binnewies
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nur die Spitze des Eisbergs. Die tatsächliche Zahl, der für 
Tierversuche getöteten Tiere liegt weitaus höher als die 9,3 
Millionen Tiere. Der Grund: Die offizielle Statistik berücksich-
tigt weder die sogenannten Überschusstiere noch die Tiere, 
die getötet wurden, um ihnen Organe zu entnehmen.

Christiane Hohensee, Christina Ledermann

Am 10. September fiel der Startschuss für die lange ange-
kündigte Reduktionsstrategie zu Tierversuchen. Zur Auftakt-
veranstaltung in Berlin war der Bundesverband und weitere 
Tierschutz- und Tierrechtsorganisationen geladen. Auf dem 
zweitätigen Workshop rangen die Vertreter:innen von Tier-
schutz, Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, um Wege, 
die Zahl der Tierversuche in den Bereichen biomedizinische 
Grundlagenforschung, regulatorische Pharmakologie und To-
xikologie sowie in Aus-, Fort- und Weiterbildung zu reduzie-
ren. Die Tierschutzorganisationen arbeiteten in dem Prozess 
eng und sehr konstruktiv zusammen. Das finale Konzept für 
die Reduktionsstrategie soll im ersten Halbjahr 2025 vorge-
legt werden. So weit, so gut. 

Umsetzung ungewiss
Die späte Veröffentlichung der Reduktionsstrategie, 

bedeutet jedoch, dass eine Umsetzung in dieser Legislatur 
nicht mehr möglich ist. Ob die nächste Bundesregierung das 
Thema Tierversuche überhaupt angeht, steht in den Sternen. 
Die Gefahr ist also groß, dass hier mit großem Aufwand ein 
Konzept erarbeitet wurde, das dann in einer Schublade lan-
det. Der Bundesverband wird die wertvollen Erkenntnisse aus 
dem Prozess auf jeden Fall nutzen, um sein Konzept für den 
Ausstieg aus dem Tierversuch zu vervollständigen. Dies kann 
genutzt werden, um auch bei der folgenden Bundesregie-
rung Druck für die Reduktion und den Ausstieg zu machen.

EU-Tierversuchszahlen: immer noch hoch
Wie dringend nötig beides ist, zeigten die Ende Juli 2024 

veröffentlichten EU-Tierversuchszahlen. Aus der Statistik ging 
hervor, dass im Jahr 2022 über 9,3 Millionen Tiere für Versu-
che in der EU leiden und sterben mussten. Deutschland steht 
mit über 1,7 Millionen Tieren nach Frankreich an zweiter 
Stelle. Das heißt, dass in Deutschland 18 Prozent aller Tierver-
suche in Europa durchgeführt werden. Der Vergleich mit dem 
Jahr 2021 zeigt zwar einen leichten Rückgang der erstmals 
in Versuchen eingesetzten Tiere um 10,9 Prozent. Dies ist 
jedoch nicht auf eine tatsächliche Reduktion zurückzuführen, 
sondern erklärt sich dadurch, dass die Zahlen im Vergleichs-
jahr 2021 besonders hoch waren. 

Tatsächliche Zahl noch höher
Bei den eingesetzten Tieren handelt es sich überwiegend 

um Mäuse (über 4 Millionen), Fische (über 2,5 Millionen) und 
Ratten (über 600.000). Aber auch 8.709 Hunde, 1.409 Katzen 
und 5.784 Primaten und weitere Tierarten mussten in Versu-
chen leiden und sterben. Die offiziellen Zahlen sind jedoch 

Licht und Schatten
Betrachtet man die letzten Entwicklungen im Bereich der Tierversuche, zeigen 
sich Licht und Schatten. Positiv war der Startschuss für die Erarbeitung der lange 
angekündigten Reduktionsstrategie der Bundesregierung und dass Interesse Berlins,
die tierversuchsfreie Forschung zu stärken. Wie nötig ein Umlenken ist, zeigen die 
über 9,3 Millionen Tiere für Versuche in der EU leiden und sterben mussten.
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Screenshot: Abgeordnetenhaus von Berlin

Anhörung zu 3R-Methoden in Berlin

Am 14. Oktober 2024 nahm der Bundesverband an einer 
Experten-Anhörung im Berliner Abgeordnetenhaus teil. 
CDU und SPD hatten eine Beratung zum Thema Heraus-
forderungen und Chancen der 3R-Forschung in Berlin 
beantragt. Dr. Christiane Hohensee, wissenschaftliche 
Referentin beim Bundesverband, betonte die Bedeutung 
des „Replacements“, also dem vollständigen Ersatz von 
Tierversuchen durch tierfreie Alternativen. Berlin habe 
die Chance, eine führende Rolle in der tierversuchsfreien 
Forschung einzunehmen und zu einem Innovationshotspot 
zu werden. Dafür müsse die Stadt jedoch international 
aufholen, insbesondere in den Bereichen Patente und 
Künstliche Intelligenz (KI). Hierfür müssten tierfreie Ver-
fahren gezielt gefördert, Forschungsgelder umgeschichtet 
und internationale Kooperationen geschmiedet werden. 
Sie lobte bereits existierende Alternativ-Projekte am Cha-
rité-Zentrum 3R. An der Charité werden mit Hilfe von KI 
neue Schmerzmittel entwickelt.

Die Projekte ermöglichen bessere Therapien sowie 
bessere und effizientere Tests für die Wirksamkeit und 
Sicherheit von neuen Arzneimitteln.14
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3D-Druck statt Tierversuche
Ermutigend waren auch die zahlreichen neuen Verfahren, 

die junge Wissenschaftler:innen vorstellten, etwa die For-
schungsergebnisse mit 3D-gedrucktem Gewebe. Forscher:in-
nen der Semmelweis-Universität in Ungarn nutzen die 
3D-Bioprinting-Technologie, um Behandlungsmethoden und 
Arzneimittel gegen Brust- und Eierstockkrebs zu finden. Sie 
sind überzeugt, dass mit den neuen Tumormodellen effizien-
tere Wirkstofftests möglich sind.

Biofilmdruck für die Infektionsforschung
Für die wichtige Entwicklung neuartiger Therapeutika 

gegen bakterielle Biofilm-Infektionen stellte ein Forschungs-
team aus Saarbrücken unter der Leitung von Prof. Claus-Mi-
chael Lehr eine 3D-gedruckte Biofilm-Methode vor. Diese 
kann genutzt werden, um Infektionsmodelle herzustellen, an 
denen neue Behandlungsmethoden jenseits von Antibiotika 
getestet werden können.

Hoffnungsträger In-silico
Vierzig Prozent aller Arzneimittelentwicklungen führen 

aktuell in der dritten klinischen Phase zu einem Misserfolg. 
Ziel ist deswegen, schädlich wirkende Chemikalien möglichst 
früh zu identifizieren. Dafür wurde die sogenannte NeuroDe-
Risk In-silico-Toolbox entwickelt. Sie ermöglicht eine Reduk-
tion von Tierversuchen, indem sie potenziell nervenschädi-
gende Chemikalien anzeigt, die dann nicht mehr am Tier 
getestet werden müssen. In-silico-Verfahren können auch 
dabei helfen, andere tierfreie Methoden zu optimieren: Ein 
italienisches Forschungsteam von der Universität Pisa stellte 
das neue Modell Nebuloid vor. Das In-silico-Modell kann die 
Gesamtstoffwechselrate in einem Organoid berechnen und 
ermöglicht so relevantere Vorhersagemodelle für tierver-
suchsfreie Organoidkulturen.

Christiane Hohensee, Christina Ledermann

Vom 17. bis 20. September fand der Kongress für tierver-
suchsfreie Forschung der European Society for Alternatives 
to Animal Testing (EUSAAT) in Linz statt. Neben neuen 
Forschungsallianzen stellten Wissenschaftler:innen aus 30 
Ländern vielversprechende Verfahren vor, die Tierversuche 
ersetzen oder zumindest reduzieren können. Wie jedes Jahr 
nahm auch der Bundesverband an dem Kongress teil.

Die Industrie engagiert sich insgesamt bei der Entwicklung 
von Konzepten und Verfahren für eine EU-weite Reduktions-
strategie. In seiner Einführung sprach sich Paul Carmichael 
von der Firma Unilever für humanrelevante Methoden statt 
Tierversuche für die Risikobewertung von Chemikalien aus. 
Es müsse vor allem darum gehen, Menschen vor schädlichen 
Chemikalien zu schützen und nicht die Giftigkeit im Tier nach-
zuweisen. Dafür stehen viele neue Methoden zur Verfügung, 
etwa Rezeptorbindungs- und Zellstresstests oder physiolo-
gisch-basierte kinetische Modelle. Um die Arzneimittelent-
wicklung mit tierversuchsfreien Verfahren voranzubringen, 
hat die Firma Charles River 300 Millionen Euro für die nächsten 
fünf Jahre vorgesehen. Die Eurogroup for Animals, bei der 
auch der Bundesverband Mitglied ist, stellte eine Kooperation 
zwischen Tierschutzorganisationen und Pharmaunternehmen 
vor. Gemeinsam sollen so Ideen entwickelt werden, wie die 
Arzneimittelentwicklung tierversuchsfrei werden kann.

Niederlande gehen voran
Ambitionierte Pläne stellten die Niederlande vor: Das Land 

hatte bereits 2014 als erstes EU-Land einen Ausstiegsplan 
vorgelegt und will nun führend bei der Anerkennung von 
tierfreien Methoden werden. Dafür haben die Niederlande 
ein Partnerprogramm zur Förderung des Übergangs zu einer 
tierversuchsfreien Forschung (Transition Programme for Inno-
vation without the use of animals (TPI)) aufgelegt. Bei diesem 
sollen Ministerien und Organisationen zusammenarbeiten. 
Das TPI hat sechs Ziele definiert, um Wege für den Ausstieg 
aus bestimmten Tierversuchen zu finden. Zehn EU-Länder un-
terstützen das Projekt bisher.
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Den sogenannten Limulus-Amöbozyten-Aktivierungstest (LAL), für den das hellblaue Blut 
des Pfeilschwanzkrebses eingesetzt wird, nutzen Hersteller von Arzneimitteln, wie Insulin, 

Impfstoffen oder Implantaten, seit den 70er Jahren zum Nachweis von Toxinen.

Hoffnung für den Pfeilschwanzkrebs
Im Juli 2024 wurde bekannt, dass die USA in ihrem Arzneibuch tierfreie Alterna-

tiven zum Test am Blut des Pfeilschwanzkrebses anerkennen. Für den sogenannten 
LAL-Test werden jedes Jahr etwa 500.000 vom Aussterben bedrohte Atlantische 
Pfeilschwanzkrebse gefangen. Sie werden nach der Blutentnahme zwar zurück 
ins Meer gebracht, man geht jedoch davon aus, dass mindestens 10 bis 30 Prozent 
der Tiere während der Blutentnahme oder des Transports sterben. Der anachro-
nistische Test mit dem Blut des Krebses ist aus ethischen, wissenschaftlichen und 
ökologischen Gründen abzulehnen. Der Bundesverband Menschen für Tierrechte 
forderte, dass die EU dem Vorbild der USA folgt und den leidvollen Test auch im 
Europäischen Arzneibuch streicht.
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Die Freude war groß, als EU-Kommis-
sionspräsidentin Ursula von der Leyen 
am 17. September ihr 26-köpfiges Team 
von EU-Kommissaren vorstellte und ver-
kündete, dass es zum ersten Mal einen 
EU-Kommissar für Gesundheit und Tier-
schutz geben soll. Ein positives Signal, 
denn die Ernennung eines Kommissars, 
der ausdrücklich für den Tierschutz 
zuständig ist, zeigt, dass die EU-Kom-
mission die Bedeutung des Tierschutzes 
für die EU-Bürger:innen anerkennt. 

Strategischer Dialog 
überraschend positiv

Eine gute Nachricht für den Tier- und 
Umweltschutz war auch das Abschluss-
dokument des Strategischen Dialogs 
über die Zukunft der EU-Landwirt-
schaft. Das neue Forum mit 29 Interes-
sensvertreter:innen aus Umweltschutz, 
Tierschutz, Verbraucherschutz, Bauern-
verbänden und Industrie einigte sich 
in seinem Anfang September veröf-
fentlichten Abschlussdokument auf 
überraschend positive Maßnahmen. 
Etwa darauf, dass die EU-Kommission 
die Tierschutzgesetzgebung bis 2026 
grundlegend überarbeiten muss. Dank 
der Beteiligung von Organisationen 
wie der „Eurogroup for Animals“, 
dem EU-Dachverband der Tierschutz
organisationen, Greenpeace, Birdlife 
und Slowfood konnte zudem erreicht 
werden, dass auch die Abschaffung der 
Käfighaltung und anderer geschlosse-
ner Haltungssysteme in das Dokument 
aufgenommen wurde, ebenso wie die 
Förderung für Landwirt:innen, die auf 
höhere Tierschutzstandards umstellen.

Mehr pflanzliche Alternativen
Einigen konnten sich die Beteiligten 

auch auf die Einführung einer EU-wei-

ten und verpflichtenden Tierschutz-
kennzeichnung, die für alle in der EU 
produzierten oder verarbeiteten tieri-
schen Produkte gilt. Außerdem sollen 
für importierte Produkte höhere Tier- 
schutzstandards gelten. Um nachhal
tige Ernährungsweisen weiterzuent-
wickeln, soll die EU zudem mehr in 
Entwicklung und Förderung pflanzen
basierter Alternativen investieren. 
Die beteiligten NGOs bewerteten die 
Ergebnisse aus dem Strategischen 
Dialog positiv und sprachen von einem 
Wendepunkt. Sie forderten angesichts 
der existenziellen Krisen jedoch auch 
eine rasche Umsetzung. Dabei könnte 
hinderlich sein, dass der Bericht teil-
weise unkonkret ist, insbesondere bei 
der Reduktion der Tierbestände und 
dem Wandel weg von der industriellen 
Tierhaltung.

Konkrete Pläne fehlen
Sowohl bei der Ernennung eines 

Kommissars für Tierschutz als auch bei 
den Ergebnissen des Strategischen Dia-
logs muss vermieden werden, dass die 
guten Ansätze nur Symbolpolitik blei-
ben. Diese Gefahr ist real. Der für den 
Posten nominierte Ungar Olivér Várhe
lyi konnte die EU-Abgeordneten bei 
der offiziellen Anhörung Ende Oktober 
nicht überzeugen. Er erwähnte zwar, 
dass Tierschutz für die EU-Bürger:innen 
wichtig sei und dass die Käfighaltung 
abgeschafft werden müsse, nannte 
jedoch keinen klaren Zeitplan. Unkon-
kret blieb er auch bezüglich der Reform 
der EU-Tierschutzgesetzgebung. Ein 
von ihm ins Spiel gebrachter weiterer 
Konsultationsprozess könnte die längst 
überfällige Reform noch weiter verzö-
gern. Ob der Tierschutz bei Várhelyi 
verbleibt, ist derzeit noch unklar. 

Wo bleibt der Tierschutz?
Ähnlich unambitioniert klang der 

sogenannte „Mission Letter“, in dem 
von der Leyen ihre Erwartungen an Vár-
helyi formulierte: „Aufbauend auf der 
bestehenden Tierschutzgesetzgebung 
modernisieren Sie die Tierschutzvor-
schriften, auch für den Import exoti-
scher Tiere, und berücksichtigen dabei 
Nachhaltigkeit, ethische, wissenschaft-
liche und wirtschaftliche Aspekte sowie 
die Erwartungen der Bürger.“ In dem 
7-seitigen Schreiben der Kommissions-
präsidentin war dies der einzige Satz, 
der sich auf den Tierschutz bezog.

Erwartungen erfüllen
Dass dies der Bedeutung des Tier-

schutzes für die EU-Bürger:innen nicht 
gerecht wird, teilte die „Eurogroup for 
Animals“ von der Leyen in einem aus 
Sicht des Tierschutzes idealen Mission 
Letter mit. Der zukünftige Kommissar 
für Tierschutz müsse in den Anhörun-
gen vor dem EU-Parlament konkre-
tisieren, wie er die guten Ergebnisse 
des Strategischen Dialoges umsetzen 
will. Was die EU-Bürger:innen von ihm 
erwarten, geht klar aus dem jüngsten 
Eurobarometer zum Tierschutz her-
vor sowie aus der hohen Beteiligung 
an den drei EU-Bürgerinitiativen zum 
Tierschutz. In diesen forderten sie ein 
Ende der Käfig- und der Pelztierhaltung 
sowie einen Ausstiegsplan aus dem 
Tierversuch. Die neue EU-Kommission 
wird Anfang Dezember vereidigt, wenn 
die vorgeschlagenen Kommissare von 
ihren jeweiligen Ausschüssen und vom 
EU-Parlament bestätigt werden.

Christina Ledermann

Der Rechtsruck bei der Wahl im Juni hat Europa 
geschwächt zurückgelassen. Der Zugewinn im rechten 
und ultrarechten Lager wird nicht nur Maßnahmen beim 
Klimaschutz erschweren. Auch der Tierschutz ist mit den 
Stimmenverlusten bei Grünen, SPD und Linken auf der 
politischen Agenda weiter nach unten gerutscht.  
Doch es gibt auch positive Signale.
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      Konkrete Maßnahmen statt Symbolpolitik 



Seit Jahrzehnten setzt sich der Bun-
desverband für das tierschutzgerechte 
Stadttaubenmanagement ein. Mit 
dem viel gefragten „Praxishandbuch“ 
und unserer bundesweiten Umfrage 
unterstützen wir national und europa
weit Vereine dabei, ein wirksames 
Management einzuführen. Doch es gilt 
auch Rückschritte zu verhindern. Die 
hessische Stadt Limburg besteht weiter 
darauf, die Tauben in der Innenstadt zu 
töten. Ein Ende dieses Tauben-Krimis 
ist nicht in Sicht.

Bereits seit November 2023 engagie-
ren wir uns gemeinsam mit der Erna- 
Graff-Stiftung für Tierschutz gegen 
die geplante Tötung der Stadttauben 
in Limburg. Mehrfach drohten wir den 
Stadtverantwortlichen mit rechtlichen 
Schritten, falls die Tauben tatsächlich 
durch einen Falkner getötet werden. 
Aus unserer Sicht verstößt die geplante 
Tötung sowohl gegen das Tierschutzge-
setz als auch gegen das Staatsziel Tier-
schutz. Aktueller Stand zu Redaktions
schluss ist, dass die Stadt die Tauben 
gezählt hat, die Zahlen allerdings 
verschweigt. Sie will das Angebot eines 
Tierschutzhofes annehmen und 200 
Stadttauben einfangen, um sie in einer 
geschlossenen Voliere unterzubringen.  
Maximal 300 Stadttauben sollen in der 
Stadt verbleiben dürfen, die „Über-
zähligen“ sollen getötet werden. Wir 

werden die weitere Entwicklung genau 
verfolgen und – sollte es zur Tötung 
kommen – gemeinsam mit der Erna- 
Graff-Stiftung Strafanzeige stellen. Wir 
müssen verhindern, dass Limburg zum 
Präzedenzfall wird.

Bundesrat empfiehlt 
Stadttaubenmanagement

Doch es gibt auch gute Nachrich-
ten: Zum Beispiel, dass der Bundesrat 
in seinen Empfehlungen zur Reform 
des Tierschutzgesetzes vorschlug, die 
tierquälerische Tradition der sogenann-
ten Hochzeitstauben zu verbieten und 
empfahl, die menschengemachten 
Ursachen der wachsenden Stadttau-
benpopulationen zu bekämpfen. Als 
Lösung schlug die Länderkammer das 
tierschutzkonforme Stadttaubenkon-
zept vor und verwies auf die Ergebnisse 
der bundesweiten Umfrage von Men-
schen für Tierrechte von 2021.

Tierschutzerfolg: Baseler Modell 
eingestellt

Eine weitere gute Nachricht ist das 
Ende des sogenannten Baseler Modells. 
Das tierschutzgerechte Stadttauben-
management musste sich lange Zeit 
gegen das Baseler Modell behaupten. 
Dieses wurde von 1988 bis 2020 in der 
Schweizer Metropole umgesetzt und 
ging zurück auf den Biologen Daniel 
Haag-Wackernagel. Im Mittelpunkt 

Foto: AdobeStock/Roman Naumov

stand ein flächendeckendes Fütte-
rungsverbot. Gleichzeitig wurden acht 
Taubenschläge eingerichtet, in denen 
die Eier zwar durch Attrappen ersetzt, 
die Tauben aber weder gefüttert noch 
versorgt wurden. Auch wurden immer 
wieder hungernde Tauben getötet. 
Vor vier Jahren stellte Basel das Modell 
wegen Erfolglosigkeit ein. 

Volksinitiative fordert mehr 
Taubenschutz

In diesem Jahr startete in Basel nun 
eine Volksinitiative für ein tierschutzge-
rechtes Stadttaubenmanagement, das 
auch eine tierärztliche Versorgung der 
Tiere vorsieht. Prominentes Vorbild ist 
die Hauptstadt Bern, die seit 2011 die 
Tiere in Taubenschlägen artgerecht füt-
tert und ihre Eier austauscht. Ein klarer 
Punktsieg für den Tierschutz.

Steffanie Richter

Unser Partnerverein Red Panda hilft den Tieren in der 
Ukraine mit Futter und medizinischer Versorgung. 
Foto: Red Panda 17
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        Hilfe für die Tiere in der Ukraine  
Nach nahezu drei Jahren Krieg in der 

Ukraine geht unsere Hilfe für die Tiere 
im Kriegsgebiet weiter. Mit rund 50.000 
Euro konnten wir dazu beitragen, Tau-
sende von Tierleben zu retten. Unsere 
rumänische Partnerorganisation Red 
Panda versorgt Tierheime und Tier-
schützer:innen, die sich um Tiere in den 
Kriegsgebieten kümmern. Dafür sendet 
Red Panda regelmäßig Transporte mit 
Tierfutter und Medizin in die Ukraine. 
Allein im Jahr 2024 wurden acht Ton-
nen Hunde- und Katzenfutter geliefert. 

Das entspricht etwa 80.000 Portionen. 
Red Panda hat auch eine Hilfsstation  
auf dem größten Messegelände Rumä-
niens eingerichtet und bietet Geflüch-
teten Hilfe für ihre Haustiere an. Mit 
unseren Spenden wollen wir auch 
weiterhin ein Netzwerk von Tier-Ret-
tungsteams vor Ort unterstützen. Bitte 
helfen Sie uns dabei und spenden Sie 
über das Spendenformular (Stichwort 
Tierschutz Ukraine) auf tierrechte.de 
oder nutzen Sie unser Spendenkonto. 
Vielen Dank!

Limburg darf kein Präzedenzfall werden



Alexandra, unseres Wissens bist du die einzige hauptamt-
liche Taubenbeauftragte Deutschlands. Wie sieht dein 
Arbeitsalltag aus?

Meine Arbeit besteht vor allem darin, die Umsetzung und 
Weiterentwicklung der vielen Bereiche unseres Gesamtkon-
zeptes voranzubringen. Dazu gehören beispielsweise die 
Schließung wilder Brutplätze, die Standortsuche für Tauben-
schläge, Öffentlichkeitsarbeit, Taubenzählungen, Erfolgskon-
trollen und das Prüfen neuer Maßnahmen. Wir konzentrieren 
uns dabei nicht nur auf die tierschutzgerechte Populations-
kontrolle, sondern sind auch dabei, eine Pflegestation sowie 
ein Hilfsnetzwerk für kranke oder verletzte Tauben aufzu-
bauen. Außerdem kümmere ich mich täglich um die „Tau-
benprobleme“ der Wiesbadener Bürger:innen. Dazu habe ich 
viele Vor-Ort-Termine, oft zusammen mit der Stadttaubenhil-
fe Mainz/Wiesbaden. Wir sind ein gutes Team und konnten 
schon vielen Tieren und Menschen helfen.

Würdest du anderen Städten die Einführung einer solchen 
Stelle empfehlen?

Grundsätzlich ja. Um in Großstädten ein tierschutzgerech-
tes Taubenmanagement erfolgreich umzusetzen, braucht es 
eine Person, die den Überblick über die vielen Teilbereiche 
des Gesamtkonzeptes behält und die Zusammenarbeit der 
verschiedenen Ämter, Feuerwehr, Firmen, Mitarbeitern und 
Ehrenamtlichen koordiniert. Die besten Konzepte nutzen 
nichts, wenn sie nicht konsequent umgesetzt werden. Dafür 
muss die Stelle mit den nötigen finanziellen Mitteln ausge-
stattet werden. Damit die Maßnahmen einen messbaren 
Erfolg bringen, müssen sie außerdem dauerhaft laufen.

Du hast dich auch in deiner Masterarbeit mit Stadttauben 
beschäftigt. Was fasziniert Dich an diesen Tieren?

Stadttauben sind ausgesprochen schlaue Tiere. Sie zeigen 
interessante Verhaltensweisen nicht nur untereinander, 
sondern auch Menschen gegenüber. Sie sind genauso emp-
findsam und leidensfähig wie andere Haustiere, haben aber 
leider keine große Lobby. Obwohl das Taubenproblem als 
eines der größten Tierschutzprobleme in deutschen Städten 

eigentlich für jeden sichtbar ist, ist es anscheinend nicht of-
fensichtlich genug, damit die Städte etwas unternehmen. Mit 
meiner Masterarbeit wollte ich einen kleinen Beitrag dazu 
leisten, ein Bewusstsein für dieses Problem zu schaffen.

Hast du eine Erklärung dafür, warum die Tauben noch immer 
einen so schlechten Ruf haben?

Ich glaube, da kommen verschiedene Aspekte zusammen. 
Zum einen haben die meisten Menschen in ihrem Leben nur 
sehr wenig Informationen über Tauben erhalten und wenn, 
dann meistens keine neutralen oder positiven. Vorurteile 
halten sich hartnäckig und werden unter anderem durch die 
schädlingsbekämpfende Industrie geschürt. Dazu kommt, 
dass das wilde Brüten zu einer großen Belastung werden 
kann und die Betroffenen mit diesem Problem oft allein 
dastehen. Tut eine Stadt nichts gegen ihre unkontrollierte 
Vermehrung, die unweigerlich mit Verschmutzungen von Ge-
bäuden einhergeht, richtet sich der Frust der Leute oft gegen 
die Tiere, auch wenn diese nur versuchen, zu überleben.

Medial ist überwiegend die Rede von den Problemen, die die 
Tiere verursachen. Es wird selten darüber berichtet, dass die 
Tauben selbst ein Problem haben.

Das stimmt leider. Dabei sind die Bedingungen, unter 
denen die allermeisten Stadttauben leben müssen, tier-
schutzwidrig. Als Haustiere sind sie auf die Betreuung und 
Versorgung angewiesen, um ein tiergerechtes Leben führen 
zu können. Die Tauben auf der Straße sind häufig mangel
ernährt und leiden unter zahlreichen vogelspezifischen 
Krankheiten. Ihre Futtersuche in der Stadt und das Brüten an 
teilweise sehr ungeeigneten Stellen birgt ein hohes Todes- 
und Verletzungsrisiko. Der Großteil stirbt bereits als Küken in 
völlig verdreckten wilden Brutplätzen oder vor Erreichen des 
ersten Lebensjahres. Dazu kommt, dass sie häufig Opfer von 
Tierquälerei werden. Es ist traurig, dass in Deutschland Haus-
tiere auf den Straßen verelenden und ein so kurzes, meist 
leidvolles Leben führen müssen. Dabei liegt es in der Verant-
wortung der Städte, verwilderte Haustiere vor Schmerzen, 
Leiden und Schäden zu schützen.

Alexandra Weyrather hat eine ungewöhnliche Arbeitsstelle. Seit 2019 ist sie 
Stadttaubenbeauftragte in Wiesbaden. Ihre Aufgabe ist es, ein flächendeckendes 
Stadttaubenmanagement in der Stadt einzuführen und Konflikte zwischen 

Mensch und Taube zu entschärfen. Die Biologin ist Autorin des Handbuchs 
„Grundlagen für ein effizientes tierschutzgerechtes Stadttaubenmanagement in 

deutschen (Groß)Städten, das Menschen für Tierrechte 2021 herausgegeben hat. Im 
Interview berichtet sie, warum wir mehr Taubenbeauftragte in Großstädten brauchen 

und warum eine Kombination verschiedener Maßnahmen nötig ist.

Foto: privat

Wir brauchen eine 
Kombination verschiedener 
Maßnahmen!
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Die Bedingungen, unter denen die meisten Stadttauben leben müssen, 
sind tierschutzwidrig.	 Foto: AdobeStock/ talkative.studio

Die meisten Städte verbieten das Füttern, um die Bestände 
zu begrenzen. Was sind deine Erfahrungen mit Fütterungs-
verboten?

Es ist schwierig, pauschal ein Urteil über Fütterungsverbote 
zu fällen. Es kommt auf die jeweiligen Umstände in einer Stadt 
an, ob diese sinnvoll eingesetzt werden können, beispielsweise 
als Ergänzung zu einem Stadttaubenmanagement, damit Tau-
benschläge besser angenommen werden. Als Einzelmaßnahme 
haben Fütterungsverbote jedoch noch kein Taubenproblem 
gelöst. Fütterungsverbote sind für viele Städte aber leider 
immer noch eine bequeme und vermeintlich günstige Lösung. 
Dass sie jedoch ineffektiv und bei konsequenter Umsetzung 
tierschutzwidrig sind, wenn die Tiere dadurch verhungern, 
wird dabei ignoriert. Unkontrolliertes Füttern ohne Geburten-
kontrolle kann allerdings ebenfalls zu Problemen führen und 
die Situation der Tauben verschlimmern.

Für viele Kommunen sind die wilden Brutplätze ein Problem. 
Warum ist das so und welche Lösungsmöglichkeiten gibt es?

Stadttauben sind nicht sehr wählerisch, wenn es um den 
Ort ihrer Brutplätze geht. Als Felsenbrüter können sie in 
der Stadt abwechslungsreiche Gebäudestrukturen nutzen. 
Da sie über Jahrtausende unter anderem auf eine hohe 
Vermehrungsrate hin gezüchtet wurden, versuchen sie selbst 
unter ungünstigen Bedingungen noch zu brüten. Dazu nut-
zen sie Dachböden, Häuserruinen und Parkhäuser, aber auch 
Hinterhöfe, Balkone oder sie brüten einfach auf dem Boden. 
Um die unkontrollierte Vermehrung zu verhindern, empfiehlt 
es sich, einen starken Fokus auf den Eiertausch zu legen. 
Wiesbaden finanziert eine zusätzliche Stelle, damit an wilden 
Brutplätzen jede Woche Eier getauscht werden können. Die 
Zahl der hierdurch getauschten Eier übersteigt die in den 
Taubenschlägen bei weitem und hat bei uns derzeit den 
größten Einfluss auf die Populationsentwicklung.

Trotz gut funktionierendem Management mit drei betreuten 
Schlägen ist es auch für Wiesbaden schwierig, die Tauben-
zahl zu verringern. Wo liegen die Hürden?

Das größte Problem ist der Mangel an geeigneten Standor-
ten für Taubenschläge. Neben baulichen Schwierigkeiten und 

mangelndem Platz ist die Ablehnung gegenüber Tauben
schlägen von Seiten der Gebäudebesitzer:innen nach wie 
vor groß. Selbst wenn sie die Notwendigkeit für das Projekt 
erkennen, mangelt es am Willen, das Projekt zum Wohle der 
Allgemeinheit und der Tiere zu unterstützen. In Wiesbaden 
bräuchten wir mindestens 30 Schläge, um die Population 
annähernd abzudecken. Mit Taubenschlägen allein wird man 
das Problem deshalb leider nicht lösen.

Wiesbaden hat sich für eine flankierende Methode entschie-
den, die stark umstritten ist: Die Sterilisation männlicher 
Tauben. Wie funktioniert das?

Die Sterilisation ist ein minimalinvasiver endoskopischer 
Eingriff, der in der Vogelmedizin schon lange bei verschiede-
nen Vogelarten angewandt wird. Bei den männlichen Tauben 
wird dabei jeweils zirka ein Zentimeter der Samenleiter per 
Endoskop entfernt. Der Eingriff dauert inklusive Erholungs-
zeit von der Narkose bei den Männchen etwa 30 Minuten. 
Der Grund, warum nur die Männchen sterilisiert werden, ist, 
dass ihr natürliches Balz-, Brut- und Territorialverhalten nach 
dem Eingriff erhalten bleibt und sie ihren Brutplatz dadurch 
weiterhin verteidigen und nicht durch vermehrungsfähige 
Tiere ersetzt werden. In Wiesbaden soll die Sterilisation an 
Stellen, an denen ein Eiertausch nicht möglich ist, als ergän-
zende Maßnahme zur Geburtenkontrolle eingesetzt wer-
den. Unser Ziel ist, die unkontrollierte Vermehrung und das 
enorme Tierleid, das dadurch entsteht, zu verringern. Zudem 
stellt die Sterilisation an vielen einsturzgefährdeten Gebäu-
den die einzige Möglichkeit dar, die Küken vor dem Tod beim 
Abriss zu bewahren. Ich bin davon überzeugt, dass Einzel-
maßnahmen zur Populationskontrolle in einer Großstadt 
nicht zum Erfolg führen und wir eine Kombination verschie-
dener Maßnahmen brauchen, um die Situation der Tiere zu 
verbessern. Wir wägen bei allen Maßnahmen ab, welches 
Nutzen-Risiko-Verhältnis es für die Tiere gibt. In Wiesbaden 
überwiegt im Falle der Sterilisation der Nutzen für das Tier-
wohl bei weitem das Risiko.

Die Fragen stellte Steffanie Richter

Auch das zählt zu den Aufgaben der Taubenbeauftragten: Gemeinsam mit einer 
Ehrenamtlichen steigt Alexandra Weyrather in einen Teich, um Taubeneier in den 
Entenhäuschen auszutauschen.	 Foto: privat
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soll dazu beitragen, dass das skandina-
vische Land bis 2045 klimaneutral wird. 
Konkret sollen die Methan-Emissionen 
von Kühen und Schweinen ab 2030 mit 
umgerechnet rund 40 Euro pro Tonne 
CO₂-Äquivalent besteuert werden. Die-
ser Betrag soll fünf Jahre später auf 100 
Euro steigen. Menschen für Tierrechte  
begrüßt den Schritt. Der Verband 
fordert schon lange eine Klima-Abgabe 
auf tierische Produkte.

Tierschutz-Erfolg: Rumänien 
verbietet Pelztierzucht

Am 22. Oktober stimmte das rumä-
nische Parlament mit überwältigender 
Mehrheit für ein Verbot der Zucht von 
Chinchillas und Nerzen. Dies sind die 
verbliebenen Pelztierindustrien des 
Landes. Diese historische Entscheidung 
ist das Ergebnis von fast zwei Jahren 
politischer Arbeit und Kampagnen 
verschiedener Tierschutzorganisatio-
nen. Rumänien ist damit das 22. Land in 
Europa, das die tierquälerische Pelztier-
zucht verbietet.

Fortschritt: Großbritannien 
verbietet Lebendtiertransporte

Dass ein nationales Verbot von Tier-
transporten möglich ist, demonstrierte 
im Mai das britische Parlament. Es be-
schloss, dass zukünftig keine lebenden 
Tiere mehr zur Mast und Schlachtung 
ins Ausland gefahren oder verschifft 
werden dürfen. Damit ist Großbritan-
nien das erste Land in Europa, das die 
grausamen Tiertransporte verbietet. 
Menschen für Tierrechte kämpft ge-
meinsam mit anderen Tierschutzorga-
nisationen dafür, dass die grausamen 
Lebendtiertransporte endlich auch 
in Deutschland und der EU verboten 
werden.

Kampagne „Grillen ohne 
Tierleid“

Anlässlich der jährlichen Grillsaison 
machten wir mit unserer Kampagne 
„Grillen ohne Tierleid“ in einer mehr-
teiligen Artikelserie auf das immense 
Tierleid und die schädlichen Auswir-
kungen aufmerksam, die hinter dem 
Konsum tierischer Produkte stehen. 
Über Pressemeldungen und Berichte 
auf social media zeigten wir auf, dass 
die größten aktuellen Bedrohungen 
wie Klimawandel, Artensterben und 
Pandemien alle eng mit unserem Um-
gang mit den Tieren verknüpft sind. 
Die Botschaft ist: Wir müssen unsere 
Ernährung verändern.

Tierschutz: Berlin bricht 
Koalitionsversprechen

Nachdem die schwarz-rote Koalition 
im Frühjahr 2023 den Berliner Senat 
übernahm, zeichnete sich rasch ein Tier-
schutz-Kahlschlag ab. Wichtige Vorha-
ben, die unter den rot-rot-grünen und 
rot-grünen Vorgänger-Regierungen auf 
den Weg gebracht wurden, sollen unter 
den neuen Bürgermeister Kai Weg-
ner (CDU) zurückgenommen werden. 
Berlins Justizsenatorin Felor Badenberg 
(parteilos) kündigte an, den Normen-
kontrollantrag zur Überprüfung der 
Schweinehaltung zurückzuziehen. 
Außerdem wurde der Großteil des Etats 
der engagierten Berliner Tierschutzbe-
auftragten Kathrin Herrmann zusam-
mengestrichen und ihre Befugnisse 
beschnitten. Menschen für Tierrechte 
setzte sich mehrfach für die Berliner 
Tierschutzbeauftragte ein.

Foto: AdobeStock/ Hannes

Fortschrittlich: Nachtfahrverbot 
für Mähroboter

Seit dem 1. Oktober dürfen Mäh
roboter in Köln nicht mehr in der Däm-
merung oder in der Nacht betrieben 
werden. Begründet wird diese Entschei-
dung mit der Verletzungsgefahr für 
Igel und andere Wildtiere. Die NRW-
Landeshauptstadt Düsseldorf könnte 
jetzt nachziehen. Der Bundesverband 
hatte Köln zuvor ermutigt, ein Nacht-
fahrverbot für Mähroboter einzuführen 
und an andere Kommunen appelliert, 
dem guten Beispiel Kölns zu folgen.

Türkei: Aktiv gegen Tötung der 
Straßenhunde

Trotz massiver Proteste und inter-
nationaler Kritik verabschiedete das 
türkische Parlament am 30. Juli ein um-
strittenes Gesetz, das die Tötung von 
Straßenhunden vereinfachen soll. Besit-
zerlose Hunde sollen von den Straßen 
verschwinden, kranke und aggressive 
Hunde sollen getötet werden können. 
Der Bundesverband kontaktierte die 
türkischen Botschaften in Deutschland 
sowie führende Reiseveranstalter und 
forderte sie auf, sich für die bewährten 
Kastrationsprogramme einzusetzen. 
Gleichzeitig stellten wir Musterbriefe 
und E-Mail-Adressen der Botschaften 
und der Reiseveranstalter online, damit 
viele Menschen sich ihrerseits beschwe-
ren konnten.

Dänemark besteuert Methan-
Ausstoß von Kühen

Dänemark will als erstes Land der 
Welt den Methan-Ausstoß von Rindern 
besteuern. Die Abgabe auf das hoch-
wirksame Treibhausgas, das 25-mal 
klimaschädlicher ist als Kohlendioxid, 
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Nein zu Kälber-Transporten
In den letzten Monaten häuften 

sich wieder Berichte über Missstände 
bei Tiertransporten. Eine italienische 
Tierschutzorganisation belegte, dass 
Tiere in Lastwagen mit Innentempera-
turen von bis zu 48 Grad transportiert 
wurden. Nach wochenlangem Martyri-
um starben Mitte Oktober 69 Kühe und 
Kälber an der bulgarisch-türkischen 
Grenze oder wurden geschlachtet, weil 
die türkischen Behörden die Einreise 
verweigerten. Außerdem transportier-
te Irland nicht entwöhnte Kälber nach 
Frankreich. Im ersten Halbjahr 2024 
waren schätzungsweise 149.000 Kälber 
betroffen. Auf der Reise werden die 
Kälbchen bis zu 27 Stunden lang nicht 
gefüttert – ein klarer Verstoß gegen 
EU-Recht. In zwei gemeinsamen Briefen 
fordern über 20 EU-Tierschutzorga-
nisationen, darunter Menschen für 
Tierrechte, die EU-Kommission und die 
Reederei Stena Line auf, den Transport 
nicht abgesetzter Kälber sofort einzu-
stellen.

Europa senkt Wolfsschutz
Eine Mehrheit der EU-Mitgliedstaaten 

hat Ende September beschlossen, den 
Schutzstatus des Wolfs in der Berner 
Konvention von„streng geschützt“  
auf „geschützt“ abzusenken. Dies er-
leichtert die Tötung von Wölfen.  
Die EU-Kommission legte keine Belege  
dafür vor, dass der Abschuss von 
Wölfen die Übergriffe auf sogenannte 

Weidetiere verrin-
gert. Wissenschaftler 
sehen stattdessen fachge-
rechte Herdenschutzmaßnahmen als 
die effektivste Möglichkeit, um Über-
griffe zu reduzieren. Bund und Länder 
finanzieren diese zu fast 100 Prozent. 
Der Bundesverband und 300 andere 
Organisationen hatten die EU zuvor in 
einer gemeinsamen Erklärung dazu auf-
gerufen, den Wolfsschutz zu stärken, 
statt ihn abzuschwächen. Im Jahr 2021 
wurden in Deutschland 3.374 Weide-
tiere getötet oder verletzt. In über 80 
Prozent dieser Fälle waren keine kor-
rekt angewandten Herdenschutzmaß-
nahmen vorhanden. Daraus folgt, dass 
bei den meisten Wolfsübergriffen die 
Tierhalter:innen verantwortlich für die 
Übergriffe sind, weil sie ihre Tiere nicht 
ausreichend schützen. Die ideologisch 
motivierte Entscheidung untergräbt 
nicht nur jahrzehntelange Naturschutz-
bemühungen, sondern stellt auch einen 
erheblichen Rückschlag gegen den Ar-
tenschutz dar. Wölfe gelten als Schlüs-
selart für gesunde Ökosysteme und die 
Artenvielfalt.

Erfolg bei Putenklage
Mit der sogenannten Putenver-

bandsklage hatten unser Mitglieds-
verein Menschen für Tierrechte 
Baden-Württemberg und die Albert 
Schweitzer Stiftung für unsere Mit-
welt gegen die gängige Putenmast 

in Deutschland geklagt. Diese sei 
aufgrund der tierquälerischen 

Haltungsbedingungen und 
der Überzüchtung grund-

sätzlich nicht mit dem 
Tierschutzgesetz ver-
einbar. Es ging bei der 
Klage zwar konkret 
um einen Betrieb im 
Kreis Schwäbisch Hall. 
Ein Urteil im Sinne des 

Tierschutzes könnte 
aber das Ende der aktuell 

betriebenen konventionel-
len Putenmast bedeuten. In 

Bezug auf die Haltungsbedingungen 
stimmte der Verwaltungsgerichtshof 
in Mannheim der Argumentation der 
Tierschutzorganisationen im März 2024 
überwiegend zu. Wichtige Aspekte 
aber fehlen noch, insbesondere die 
Anerkennung, dass die am häufigsten 
gemästeten Putenlinien verbotene 
Qualzuchten sind. Derzeit bemühen 
sich die Organisationen um eine Revi-
sion.

Schweinehaltung: Hoffnung für 
Normenkontrollklage

Im Jahr 2019 reichte das damals 
noch rot-rot-grün regierte Berlin einen 
Normenkontrollantrag zur Schweine-
haltung ein. Berlin hielt wesentliche 
Teile der Verordnung zur Haltung von 
Schweinen für unvereinbar mit der 
Verfassung und dem Tierschutzge-
setz. Der Antrag ist sehr bedeutsam, 
denn es geht darum, grundsätzlich zu 
klären, ob ein 50 kg schweres Schwein 
auf einem halben Quadratmeter seine 
arteigenen Bedürfnisse erfüllen kann. 
Berlins jetzige CDU-Justizsenatorin 
kündigte an, den Normenkontrollan-
trag zur Überprüfung der Schweinehal-
tung zurückzuziehen. Damit drohte die 
Einstellung des wichtigen Verfahrens. 
Wenn allerdings ein großes „öffent-
liches Interesse“ besteht, kann das 
Gericht dennoch über den Antrag ent-
scheiden. Deshalb starteten Menschen 
für Tierrechte zusammen mit weiteren 
Organisationen einen Online-Aufruf 
an den Präsidenten des Bundesverfas-
sungsgerichtes. Anfang August wurden 
die gesammelten 35.000 Unterschriften 
in Karlsruhe übergeben. Eine Entschei-
dung steht noch aus.

Save the Date: Jahreshauptversammlung 2025

Die nächste Jahreshauptversammlung von Menschen für Tierrechte wird 

am Sonntag, den 29.06.2025 von 15:00 bis circa 18:00 Uhr als Videokonferenz 

stattfinden. Auch eine telefonische Teilnahme ist möglich.

Einladung und Tagesordnung veröffentlichen wir in der nächsten Ausgabe 

des Magazins tierrechte
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Shop	 Bestellformular

Hiermit bestelle ich bei Menschen für Tierrechte –  
Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.
Severinusstr. 52 | 53909 Zülpich
Tel. 02252 - 830 12 10 | Fax 02252 - 830 12 11

Absender

Name

Straße

PLZ/Ort

	
Vorwahl/Telefon	 Vorwahl/ Fax

Bankverbindung

| | | | | | | | | | | | | | | | | | | | | | |
IBAN

Geldinstitut

Kontoinhaber/in

Datum, Unterschrift

	� auf Rechnung (nur für Fördermitglieder und Mitgliedsvereine)

	� per Bankeinzugsverfahren (Versand erst nach Eingang des Betrages aus dem 
Lastschrifteinzug) Preisangaben zzgl. Versand und Porto (nach Aufwand)

Online-Bestellung, auch mit Zahlung per PayPal:

www.tierrechte.de/shop

Broschüre  
„Ein Testament 
für die Tiere“

Das Ende des 
eigenen Lebens 
ist für viele ein 
Tabuthema. Dazu 
gehört auch 
das Abfassen 
eines Testaments. 
Dennoch ist es ein wichti-
ges Thema, wenn man selbst entscheiden 
will, was mit dem Nachlass geschehen 
und ob er zum Beispiel zum Wohle der 
Tiere verwendet werden soll. Mit unserer 
neuen Broschüre „Tieren helfen – über das 
eigene Leben hinaus“ möchten wir Ihnen 
aufzeigen, was Sie beachten sollten, damit 
Ihr letzter Wille erfüllt wird. Die 20-seiti-
ge Broschüre enthält Mustertexte sowie 
Antworten auf häufig gestellte Fragen und 
ist liebevoll illustriert mit Tierfotos, die 
auf unseren Lebenshöfen entstanden. Sie 
können die Broschüre kostenlos in unserer 
Geschäftsstelle bestellen. Auf Wunsch 
stehen wir Ihnen gerne für eine persönliche 
Beratung zur Verfügung.
DIN A5, 4-farbig, Edition 2022, kostenlos

Aufkleber und Magnet  
„Jedes Leben ist  
ein Wunder“

Diese charmanten Aufkleber 
gibt es mit fünf Motiven für 

je € 0,50. Das Magnetschild 
gibt es mit dem Motiv  

„Vier Tiere“ für € 1,50.

  Flug- & Faltblätter  

„Ausstieg aus dem Tierversuch. JETZT!“
Flugblatt, 2-seitig, DIN A5, 4-farbig, 
100 Stück à € 2,00	

„Ausstieg aus dem Tierversuch. JETZT!“
Unterschriftenliste, DIN A4, bis zu 10 Stück sind 
die Unterschriften-Listen kostenlos 	

Klimawandel: Wir brauchen eine  
Agrar- und Ernährungswende
2-seitig, DIN A5, 4-farbig, 100 Stück à € 3,50	

Zoo: Leben hinter Gittern
2-seitig, DIN A5, 4-farbig, 100 Stück à € 3,50	

Zirkus: „Zauber der Manege“?  
Ja, aber nicht mit Tieren
��2-seitig, DIN A5, 4-farbig, 100 Stück à € 3,50	

Tierverbrauch im Studium?
2-seitig, DIN A5, 4-farbig, 100 Stück à € 3,50	

Schluss mit Tierversuchen
2-seitig, DIN A5, 4-farbig, 100 Stück à € 3,50	

Stadttauben – Geburtenkontrolle  
für friedliche Nachbarschaft
2-seitig, DIN A5, 4-farbig, 100 Stück à € 3,50	

  Filme  

„Hühnermast – Ein Blick hinter die 
Kulissen“
DVD, Stück à € 7,00, 6 Min., Filmaufnahmen  
aus deutschen Mastställen, die die  
tierquälerische Hühnermast belegen.	

„Stadttaubenmanagement“
�DVD, Stück à € 5,00, 22 Min., Film zur Umsetzung  
des Stadttaubenkonzeptes	

„Ratgeber Praxis  
Stadttaubenmanagement“
DVD, Stück à € 7,50, 45 Min., 	  
einzeln anklickbare Kapitel zur prakt. Umsetzung 
des Stadttaubenkonzeptes

„Der Zirkus kommt“
�DVD, Stück à € 5,00, 6 Min.,  
Film über die Realität hinter den  
glänzenden Fassaden der Tierdressur.	

  Poster | Karten | Aufkleber  

„Ausstieg aus dem Tierversuch. JETZT!“ 
Poster, 1,00 €	

„Ich weiß, was Ihr Pelz gekostet hat“
Wendekarte, 50 x 90 mm, 2-seitig;  
50 Stk. à € 1,00	

„Tiere haben Rechte“
Aufkleber, DIN A6, Stück à € 0,50, 4-farbig,  
outdoor-geeignet

Motiv Affe	

Motiv Katze	

Motiv Schweine	

Motiv Kühe	

Motiv Tauben	

Aufkleber DIN A 7
Farbig, auf veganer Haftfolie;  
Stück à € 0,50 zzgl. Versandkosten

„mod. Forschung ohne Tierversuche“	

„Lebe vegan“ Motiv Kälbchen	

„Lebe vegan“ Motiv Ferkel	

Briefaufkleber, versch. Motive
�2- bis 4-farbig, Papier selbstkl., 54mm x 32mm;  
Päckchen (Inhalt 30 Stück) à € 1,50

Motive Forschung ohne Tierversuche	

Motiv Leben Sie vegan	

Motiv Zoo & Zirkus ohne uns	

„Jedes Leben ist ein Wunder“
Aufkleber, rund, 8 cm, 4-farbig, Stück à € 0,50

Motiv (Vier Tiere)	

Motiv Huhn	

Motiv Schwein	

Motiv Kuh	

Motiv Schaf	

Magnetschild, rund, 8 cm, 4-farbig;  
Stück à € 1,50	

  Broschüren  

Stadttauben
DIN A5, Stück à € 0,20, Edition 2015, 4-farbig	

Handbuch Stadttaubenmanagement
DIN A4, Stück à € 1,00, Edition 2021, 4-farbig,  
32 Seiten	

Tierversuche haben keine Zukunft
DIN A5, Stück à € 0,25, Edition 2022, 4-farbig	

Ein Testament für die Tiere
DIN A5, 4-farbig, Edition 2022, kostenlos	
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Vor- und Nachname

Straße, Hausnummer

PLZ, Ort

Telefon, Fax

E-Mail

Geburtsdatum	 Beruf (optional)

Datum, Unterschrift 

Beiträge und Spenden sind steuerlich abzugsfähig.

Vor- und Nachname Kontoinhaber

Straße, Hausnummer

PLZ, Ort

| | | | | | | | | | | | | | | | | | | | | | |

IBAN (22 Stellen)

| | | | | | | | | | | |

BIC (8 oder 11 Stellen)

Ort, Datum, Unterschrift Kontoinhaber

SEPA-Lastschrift-Mandat

Menschen für Tierrechte – Bundesverband der 
Tierversuchsgegner e. V.
Severinusstr. 52 | 53909 Zülpich
Gläubiger-Identifikationsnummer: DE81ZZZ00000127618
Mandatsreferenz: (wird vom Verein vergeben)

Ich ermächtige Menschen für Tierrechte – Bundesverband der Tier-
versuchsgegner e. V., Beitragszahlungen von meinem Konto mittels 
Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an,  
die von Menschen für Tierrechte – Bundesverband der Tierversuchs-
gegner e. V. auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.

Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem 
Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. 
Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedin-
gungen.

Bitte einsenden an:

Menschen für Tierrechte
Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.
Severinusstr. 52 
53909 Zülpich

Ich möchte die Arbeit der Menschen für Tierrechte – 
Bundesverband der Tierversuchsgegner e. V. unterstützen und 
Fördermitglied werden. Ich erhalte regelmäßig das Magazin 
tierrechte sowie weitere aktuelle Informationen.

B u n d e s v e r b .  d e r  T i e r v e r s u c h s g e g n e r  e .V .

D E 0 2 3 9 0 5 0 0 0 0 0 0 1 6 0 0 7 9 7 3

A A C S D E 3 3

Menschen für Tierrechte – Bundesverband 
der Tierversuchsgegner e. V.
Geschäftsstelle Severinusstr.52 
53909 Zülpich

D E

DE02 3905 0000 0016 0079 73

AACSDE33

Spenden und Mitgliedschaft	 Helfen

Mein Beitrag beträgt (wiederkehrende Zahlung, Entsprechen-
des bitte ankreuzen/Wunschbeitrag eintragen)

	 48,– Euro jährlich

	 60,– Euro jährlich

	 100,– Euro jährlich

	  � Euro jährlich 
(Beitrag frei wählbar, nicht unter 48,– Euro)

	  � Euro monatlich 
(Beitrag frei wählbar, nicht unter 4,– Euro)

  .    

Hier bitte den Monat für die gewünschte Erstbelastung Ihres Kontos 
angeben. Die Belastung erfolgt zum 15. des angegebenen Monats.

   �Ich möchte den „Newsletter Tierrechte“ per E-Mail zweimal 
monatlich und kostenfrei an nebenstehende Adresse erhalten.

2 0



Geschäftsstelle

Tel. 02252 - 830 12 10

Fax  02252 - 830 12 11

info@tierrechte.de

www.tierrechte.de

Geschäftsführung

RA Judith Reinartz

Tel. 02252 - 830 12 10

reinartz@tierrechte.de

Spendenbestätigung:

Dieser Zahlungsbeleg gilt 
bis Euro 300,00 als Spenden
bescheinigung zur Vorlage 
beim Finanzamt.

Der Empfänger ist gemäß 
Freistellungsbescheid des  
Finanzamtes Euskirchen vom 
25.03.2022, Steuer-Nummer 
209/5727/0982, als gemein
nützigen Zwecken dienend 
anerkannt und nach  
§5 Absatz 1 Ziffer 9 KStG 
von der Körperschaftssteuer 
befreit.

Menschen für Tierrechte – Bundesverband der Tierversuchsgegner e. V.

Projekt InVitroJobs und 
tierversuchsfreie Methoden

Dr. rer. nat. Christiane Hohensee  
(M. Sc. Toxikologie) 
Tel. 030 - 53 02 63 77 | info@invitrojobs.de

Projekt „Ausstieg aus der Tierhaltung“

info@ausstieg-tierhaltung.de

Öffentlichkeitsarbeit und 
Projekt Stadttauben

Steffanie Richter (M.A.)
richter@tierrechte.de

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit  
und industrielle Tierhaltung

Christina Ledermann (M.A.)
Tel. 0179 - 450 46 80
ledermann@tierrechte.de

Mitgliederbetreuung

Aslihan Cetin
Tel. 030 - 446 30 00 | cetin@tierrechte.de

Projekt SATIS – für eine humane Ausbildung 
ohne Tierverbrauch

satis@tierrechte.de

Spenden bitte an:

Bundesverband der 

Tierversuchsgegner e. V.

Sparkasse Aachen

IBAN: DE02 3905 0000 0016 007973

BIC: AACSDE33


